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Vorwort 

 

Vorwort 

Da ich während meines Studiums die Chance hatte, als studentische Mitarbeiterin an 

einer Studie zu Partizipation in Hamburger Stadtteilen sowie an einem Forschungs-

projekt zur ‚Sicherung tragfähiger Strukturen im Programm Soziale Stadt‘ mitzuarbei-

ten, ergab sich schon früh die Frage danach, was sich hinter dem Begriff Partizipati-

on verbirgt und welche Deutungsweisen es gibt. Dieses Interesse wird in der vorlie-

genden Arbeit seinen Niederschlag finden. 

Die Ausarbeitung des Themas erfolgt aus der Perspektive einer kritisch-reflexiven 

Sozialen Arbeit, die für mein theoretisches und praktisches Berufsverständnis leitend 

ist. Der Sinn, Elemente einer neoliberalen bzw. neosozialen Logik dennoch in Teilen 

zu reproduzieren (was bei einer Darstellung zwangsläufig passiert) liegt darin, die 

möglicherweise fragwürdigen Aspekte aufzudecken und zu kritisieren, um von dort zu 

einem anderen, eher kritisch-emanzipatorischen, Umgang mit dem Thema zu gelan-

gen. 

Die verwendete Schreibweise: Solange nicht zitiert wird, verwende ich bei personen-

bezogenen Begriffen die gegenderte Schreibweise in Form des Unterstrichs. Dies 

geschieht aus dem Bewusstsein heraus, dass Sprache eine Form von Macht ist und 

sich entsprechend auf die daraus erfolgende Interpretation von Wirklichkeit auswirkt. 

Der Unterstrich betont die Ablehnung der Geschlechterdualität und lässt Platz für 

Personen, die sich nicht einem klaren ‚männlich/weiblich' zuordnen und wird daher 

auch als ‚gender gap' bezeichnet. 

Zuletzt möchte ich an dieser Stelle den Menschen danken, die mich in der letzten 

Phase meines Studiums unterstützt haben, sei es durch Zuspruch, Korrekturlesen 

oder weiterführende Diskussionen. Dies schließt auch meine Prüfenden mit ein, die 

mir auch schon während des Studiums die kritische Seite Sozialer Arbeit aufgezeigt 

haben und mein Interesse wecken konnten, mich hiermit eingehender zu beschäfti-

gen.
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1. Einleitung 

Insbesondere in den vergangenen zehn bis fünfzehn Jahren bekommt der Begriff der 

Partizipation einen neuen Aufschwung. Betrachtet man die politische Entwicklung, ist 

die zeitliche Überlappung mit der Transformation zum ‚aktivierenden (Wohlfahrts-) 

Staat1 und dem viel zitierten Anspruch des ‚Förderns und Forderns‘ zu erkennen. 

Diese Wandlung wirkt sich in die verschiedensten Lebensbereiche der Menschen 

aus, es schlägt sich im zweiten und dritten Sozialgesetzbuch (SGB II und III) ebenso 

nieder wie in den Ansprüchen an das sogenannte ‚Bürgerschaftliche Engagement'. 

Deshalb lohnt es sich zu analysieren, welcher Fokus auf die Partizipation von Bür-

ger_innen2 gelegt wird und wer auf welche Weise gefördert oder eher gefordert wer-

den soll, sich zu ‚beteiligen‘.3 

Ende der 1990er Jahre wurde beispielsweise die ‚Enquete Kommission zur Zukunft 

des bürgerschaftlichen Engagements‘ eingesetzt, die im Jahr 2002 auch einen Be-

richt zum Stand des Engagements in Deutschland herausgab. Im Anschluss wurde 

der ‚Unterausschuss Bürgerschaftliches Engagement‘ gebildet, um an den Empfeh-

lungen und Beschlüssen der Enquete-Kommission zu arbeiten und sich mit engage-

mentpolitischen Themen zu befassen. Dieser Ausschuss wurde auch für die 17. 

Wahlperiode wieder eingesetzt (vgl. Deutscher Bundestag 2010). Es zeigt sich also 

eine gewisse Beständigkeit und sogar ein Ausbau des Themas auf Bundesebene, 

wobei aus den dort behandelten Themen und Studien hervorgeht, dass eher eine 

Konzentration auf die ‚Bürger_innengesellschaft' im Sinne von Vereinen und Verbän-

den vorliegt und dass die ‚Nichtbeteiligung' eher anhand personenbezogener Merk-

male diskutiert wird, als anhand strukturell-gesellschaftlicher Gründe (vgl. Deutscher 

                                            
1
  Opielka erklärt diesen als ein „Politikkonzept, das Umfang und Reichweite öffentlicher Güter zu-

rückschrauben und vor allem staatliche aber auch verbandlich-gemeinschaftliche, korporative Ver-
teilungsmechanismen zugunsten einer als überlegen betrachteten Marktsteuerung einschränken 
will.“ (Opielka 2003: 544). Weiterhin sei es ein Staatsumbau, der auf Selbstverpflichtung der Bür-
ger_innen setze und zu mehr „Eigeninitiative“ und „Eigenvorsorge“ antreibe (vgl. ebd.: 543). 

2
 Der Begriff Bürger_in soll in dieser Arbeit nicht nur mit dem Bezug auf Staatsbürger_inenschaft 

verwendet werden, sondern umfasst alle Menschen, die im Rahmen der jeweiligen Prozesse betei-
ligt sind bzw. sein sollten, also auch Personen, die nicht die deutsche (oder auch überhaupt keine) 
Staatsbürgerschaft innehaben. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch der von Staub-
Bernasconi geforderte Begriff des/der „Sozialbürger_in“, der auf die allen Menschen zustehenden 
Menschenrechte verweist und nicht nationengebunden ist (vgl. Staub-Bernasconi 2003: 40). Eine 
ausführliche Auseinandersetzung mit dem Begriff ‚Bürger_in‘ kann in dieser Arbeit nicht erfolgen. 

3
 Interessant ist ebenfalls, dass laut Sebastian Herkommer (vgl. 2008: 68f.) in diese Zeit auch die 

ersten größeren Analysen der „neuen sozialen Ausgrenzung“ (ebd.) fallen, wie beispielsweise der 
erste Armuts- und Reichtumsbericht und andere Forschungen. 
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Bundestag 2012). 

Unter der Frage „Partizipation ermöglichen?“ stellt die vorliegende Arbeit heraus, in-

wiefern in aktuellen politischen Ansätzen und Feldern Partizipationsmöglichkeiten 

geschaffen werden und welche Reichweite diese haben. Um diese Frage zu beant-

worten, braucht es Teilfragen. Zum einen ist zu erörtern, was im praktischen und the-

oretischen Kontext unter Partizipation zu verstehen ist, es wird sich also einem der 

Vielfältigkeit angemessenen Partizipationsbegriff genähert. Zum anderen rücken 

Fragen nach aktuellen Ansätzen zu Partizipation in den Vordergrund der Betrach-

tung, die vorrangig unter den Begriffen des ‚Bürgerschaftlichen Engagements‘ oder in 

Bezug auf ‚die Bürger_innengesellschaft‘ verhandelt werden. Diese werden beleuch-

tet, um zu überprüfen, ob hier Partizipation ermöglicht wird und wenn ja in welcher 

Form. Um diese Teilfragen zu beantworten, gliedert die Arbeit sich in die folgenden 

vier Teile: 

Zu Beginn wird ein Partizipationsbegriff entwickelt, der verschiedene Dimensionen, 

die für eine gesellschaftskritische Analyse und somit auch für die Soziale Arbeit rele-

vant sind, mitdenkt. Gemeint sind beispielsweise Zugänge (zu Partizipation, Gütern) 

und Ressourcen (ökonomische, kulturelle, soziale), be- und verhindernde Strukturen 

sowie die Kategorie der Entscheidungsmacht (Kapitel 2). 

Daraufhin werden ein Ausschnitt der Debatte um Partizipation und Engagement und 

ihr Ursprung kurz dargestellt, um die Entwicklung deutlich zu machen, die der Begriff 

der Partizipation erfahren hat. In diesem Zusammenhang erfolgt auch ein kurzer Ex-

kurs zu Sozialen Bewegungen4, die ebenfalls prägend für Partizipation waren und 

noch immer sind (Kapitel 3.1). 

Partizipation spielt in verschiedenen Feldern eine Rolle, hier soll vorrangig auf Ar-

beitsmarkt- und Engagementpolitik eingegangen werden, da diese zum einen in den 

letzten Jahren starke Veränderungen erfahren und zum anderen Auswirkungen auf 

die Soziale Arbeit haben. Es stechen vor allem die aktuellen Positionen heraus, wel-

che eine gleichzeitige Individualisierung von gesellschaftlichen Problemlagen und 

einen Bezug zum sogenannten Gemeinwohl vorantreiben, indem Leistungen immer 

gleich mit Gegenleistungen verbunden werden (vgl. Weyers 2006: 217), wie dies bei-

                                            
4
  In Anlehnung an Susanne Maurer (2005) wird die Großschreibung des Begriffs als Eigenname 

übernommen.  
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spielsweise in Bezug auf gemeinnützige Tätigkeiten der sog. Ein-Euro-Jobber_innen 

oder ABMs5 der Fall ist. Aber auch im Bereich der Engagementpolitik findet sich die-

ser Appell an das Gemeinwohl, um die Bereitschaft der Bürger_innen zu erhöhen 

und auch an die Pflichten zu erinnern, die mit den vorhandenen Rechten zusam-

menhängen (Kapitel 3.2). 

Dem gegenüber steht die eher marginale Forderung nach Demokratisierung und Par-

tizipation im Sinne von basis- oder radikaldemokratischen Ansätzen, die im Teilkapitel 

3.1.1 ‚Sozialer Bewegungen‘ sowie im Kapitel ‚Kritik an aktuellen Verständnissen von 

Partizipation‘ ihren Niederschlag findet (Kapitel 4). 

Im Anschluss wird erläutert, was diese Debatte für die Soziale Arbeit bedeutet und 

welche Rolle Partizipation in der Sozialen Arbeit spielt bzw. spielen könnte. Hier wird 

insbesondere auf die Relevanz von Sozialarbeitspolitik und auf Community Organ-

zing als Handlungsmöglichkeit Sozialer Arbeit eingegangen (Kapitel 5). 

Abschließend werden die Erkenntnisse der Arbeit resümiert und ein Ausblick gege-

ben, inwiefern dieses Feld weiter beforscht werden könnte (Kapitel 6). 

                                            
5
 Hierbei handelt es sich vor allem um sog. ‚Arbeitsgelegenheiten‘ gemäß §16 (3) des SGB II (vgl. 

Stascheit 2008: 170). Es geht vorrangig darum, Menschen, die auf dem ersten Arbeitsmarkt 
‚schwer vermittelbar‘ sind, über sog. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABMs) in Arbeit zu bringen. 
Ausführlicher hierzu: Kapitel 4.3. 
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2. Begriffsbestimmung 

Zur besseren Differenzierung des weiten Feldes der Partizipation soll in diesem Kapi-

tel eine Klärung der zentralen Begriffe vorgenommen werden. Vorrangig sind hierbei 

die Begriffe Partizipation, (soziales und/oder politisches) Engagement6 sowie der Be-

griff der Bürger_innen- bzw. Zivilgesellschaft. 

2.1 Partizipation und Engagement 

Partizipation ist ein häufig, beinahe inflationär, genutzter Begriff. Er taucht in ver-

schiedenen Theorien, wie auch Konzepten der Sozialen Arbeit ebenso auf wie in 

Programmen der Stadtentwicklung und anderer Politikfelder. Das, was letztlich damit 

gemeint ist, ist allerdings mindestens genauso vielfältig und nicht selten nur diffus 

erklärt. Düchting spricht von Partizipation als „Containerbegriff“ (2012: 2): „Ein Begriff, 

in den man alles hineinpacken kann, ein Gummibegriff ohne Substanz, aber ein be-

liebter Begriff, der aber auf jeden Fall positiv aufgeladen ist.“ (ebd.). 

Kessl erläutert drei Ansätze und daraus resultierende Formen von Partizipation, wo-

hingegen er von zivilgesellschaftlichem Engagement spricht (vgl. Kessl 2011: 1771). 

Erstens jene Position, die Partizipation vor allem als Substitution von (wohlfahrts-) 

staatlichen Leistungen und Aufgaben sieht, zweitens eine Position der Demokratisie-

rung, um den Mangel an Beteiligung und Mitentscheidung zu beheben und so mehr 

Legitimität für Entscheidungen zu schaffen und drittens die Position, die Partizipation 

als Entwicklung von Gegenmacht zu den aktuell bestehenden kapitalistischen Rah-

menbedingungen sieht (vgl. ebd.). 

So erstreckt sich die Interpretation von der bloßen Teilnahme an politischen Wahlen 

(vgl. Schumpeter 1950: 468, zit. n. Geißel 2004: 3) über das Gründen von Bür-

ger_inneninitiativen hin zu der Durchführung von Freizeit- und Selbsthilfeangeboten 

(vgl. Munsch 2010). 

Unterschieden wird häufig zwischen sozialer bzw. soziokultureller und politischer 

Partizipation (vgl. Lüttringhaus 2000), bzw. zwischen politischem und sozialem En-

gagement. Während der politischen Partizipation eher die Bereiche der Entschei-

dungsfindung, der Bewegung politischer Themen und der Veränderung zugeordnet 

                                            
6
 Auf die Begriffe ‚Bürgerschaftliches Engagement‘, ‚Ehrenamt‘ und ‚Beteiligung‘ wird in Kapitel 3 

näher eingegangen. 
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werden, bezeichnet soziale Partizipation eher Selbsthilfegruppen, Frauentreffs und 

ähnliches. 

Lüttringhaus beschreibt Partizipation als 

„[...] das Verhältnis von Staat (als das auf der Grundlage der Verfassung strukturell legiti-
mierte Herrschaftssystem) einerseits und andererseits Individuen und gesellschaftlichen 
Zusammenschlüssen (als zivile Gesellschaft und politische Gemeinschaft) sowie den Ver-
treter_innen des Wirtschaftssystems. Das Politiksystem (als Teilsystem des Staates) ist 
durch den Wahlakt formal legitimiert, weitreichende politische Entscheidungen für die an-
deren Systeme zu treffen.“ (Lüttringhaus 2000: 22) 

 

Es wird schon in dieser Definition deutlich, dass es einen eher politischen und einen 

eher sozialen, ‚zivilen‘ Rahmen gibt, die zwar ineinander wirken, von denen aller-

dings insbesondere dem politischen System die Legitimierung zugesprochen wird, 

Entscheidungen (unter Umständen für andere) zu treffen. Dies verdeutlicht die Auto-

rin, wenn sie die Begrifflichkeiten zum einen in ‚politische‘ (vor allem Meso- und Mak-

roebene betreffend) und zum anderen auf ‚soziokulturelle‘ (eher die Mikroebene7 be-

treffend) Partizipation unterscheidet (vgl. ebd.: 55). 

Chantal Munsch hingegen sieht Partizipation nicht als ein ‚Entweder-Oder' sondern 

als sich bedingende oft nicht klar trennbare Bereiche des Politischen und Sozialen, 

des Öffentlichen und Privaten (vgl. Munsch 2010: 19). Die Begriffe des ‚bürgerschaft-

lichen Engagements' und der ‚politischen Partizipation‘ kritisiert sie, da im Ersteren 

vor allem die Tätigkeit in Vereinen oder Verbänden gemeint ist (vgl. Munsch 2010: 

21) und im Letzteren ausgeblendet wird, wie groß der Zusammenhang zwischen ei-

gener Biografie und dem jeweiligen Engagement ist (vgl. ebd.: 38). Sie spricht letzt-

lich von „sozialem und politischem Engagement“ (ebd.: 38).Die Bevorzugung des 

Engagementbegriffs erläutert sie damit, dass hierbei eher die „Mitgestaltung von Le-

bensverhältnissen“ (ebd.: 38) sowie die emotionale Involviertheit betont würden, 

während der Begriff der Partizipation noch immer insbesondere auf formale Ent-

scheidungsfindung bezogen sei (vgl. ebd.).  

In dieser Arbeit werden, soweit nicht die Bezeichnungen anderer Autor_innen wie-

dergegeben werden, die Begriffe (soziale und politische) Partizipation und (soziales 

und politisches) Engagement synonym benutzt, auch wenn der Begriff ‚Partizipation' 

bevorzugt wird, da dieser deutlicher auf den Aspekt der Teilhabe verweist und in die-

ser Arbeit die Möglichkeit der Mitentscheidung eine wesentliche Rolle spielt und als 

                                            
7
 Als Mikroebene wird hier der der soziale Nahbereich von Menschen verstanden, in dem sie 

unmittelbar agieren (vgl. Lüttringhaus 2000: 55) 
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ein elementarer Bestandteil von Partizipation gesehen wird. 

Interessant bei Munsch ist weiterhin, dass sie (in Anlehnung an Kreckel) den Bezug 

zwischen Partizipation und sozialem Ausschluss herstellt, indem sie auf die Zugänge 

zu bestimmten Gütern verweist (vgl. ebd.: 39). So nennt sie zwei Auswirkungen von 

eingeschränkten Zugängen: Zum Einen führen sie zu Engagement, um die Situation 

zu bewältigen, zum Anderen behindern sie Partizipation, da bestimmte Ressourcen 

(Zeit, Geld, etc.) für bestimmte Formen von Partizipation benötigt werden. Ähnlich 

dieser Auffassung ist auch das Partizipationsverständnis von Steinert, für welchen 

„participation therefore means access to the resources needed and social exclusion a po-
sition in which such access is denied.” (Steinert 2007b: 52), [wobei] „ […]social exclusion 
can be thus understood as the continuous and gradual exclusion from full participation in 
the social, including material as well as symbolic, resources produced, supplied and ex-
ploited in a society for making a living, organizing a life and taking part in the develop-
ment of a (hopefully better) future” (Steinert 2007a: 5). 

 
Auch hier wird also der Zusammenhang zwischen sozialem Ausschluss und Partizi-

pation betont. Bemerkenswert ist, dass beide Autor_innen nicht den Weg wählen, die 

individuellen fehlenden Fähigkeiten der Menschen in Notlagen für einen Mangel an 

Partizipation verantwortlich zu machen, sondern hier auf die Strukturen verweisen, 

welche die Zugänge zu diesen Ressourcen be- oder verhindern und in ihren jeweili-

gen Forschungen deutlich machen, dass die von Armut betroffenen Menschen selbst 

alternative Wege der Partizipation suchen, um die Notlage zu bewältigen. Aus diesen 

drei Definitionen ergibt sich für die vorliegende Arbeit folgendes Verständnis des Be-

griffs: 

Partizipation ist also (1) ein sowohl sozialer als auch politischer Prozess, für den 

Menschen (2) bestimmte Ressourcen benötigen, in dem es aber auch (3) um die Er-

schließung von und den Zugang zu diesen Ressourcen geht, über welche darüber 

hinaus auch (4) die Möglichkeit der Mitentscheidung besteht. 

Da dies in der Realität ein sehr ambitionierter Anspruch an Partizipation ist, der erst 

hergestellt werden müsste (zumindest für einen breiten Teil der Gesellschaftsmitglie-

der), wird in der folgenden Arbeit immer auch der ‚Weg dorthin‘ als Partizipation be-

zeichnet. Also der Kampf um Ressourcen, das Streben nach Mitentscheidung oder 

andere Prozesse, die allerdings durch bestimmte Strukturen/Personengruppen ver- 

oder behindert werden, welche es dann herauszuarbeiten gilt (vertiefend hierzu Kapi-

tel 2.1.5). 
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Dieses Verständnis ist wichtig, da nur so Partizipation verschiedenster Menschen 

erfasst und auch wertgeschätzt werden kann und zudem auf diese Weise die be- und 

verhindernden Strukturen, die in ihren Erscheinungsformen sehr vielfältig sind, in den 

Blick genommen werden können.8 

Betrachtet man die aktuellen Debatten um Partizipation, erkennt man, dass diese vor 

allem dann wertschätzend erwähnt wird, wenn sie von bestimmten Bevölkerungs-

gruppen erbracht wird und wenn dies in bestimmten (erwünschten) Rahmen passiert. 

Es werden verschiedene Formen von Partizipation gar nicht als solche wahrgenom-

men, sondern lediglich als Aktivitäten im „vorpolitischen Raum“ (Geißel 2004: 5) dar-

gestellt. So beschreibt Munsch:  

„Das Engagement von Angehörigen der Mehrheitsgesellschaft für benachteiligte Minoritä-
ten wird als gemeinnützig wertgeschätzt, die Eigenorganisationen von (z.B.) ethnischen 
Minderheiten jedoch tendenziell als herkunftslandorientiert oder integrationsfeindlich ab-
gewertet“. (Munsch 2010: 23)  
 

Dies führt zur Missachtung der Vielfalt an Partizipationsmöglichkeiten in dieser Ge-

sellschaft und zu Zuschreibungen von bestimmten Arten von Partizipation auf be-

stimmte Gruppen. So passiert es nicht selten, dass, beispielsweise bei der Organisa-

tion von Stadtteilfesten, Frauen ethnischer Minderheiten häufig auf ihre vermeintliche 

‚Kultur‘ festgeschrieben werden, indem erwartet wird, dass sie ‚landestypische‘ Ge-

richte kochen, Tänze vorführen oder ähnliches. Zum einen wird so das Kochen ge-

schlechtsspezifisch und auch ‚kulturbedingt‘ zugeschrieben und zum anderen wird 

nicht wahrgenommen, dass auch andere Aktivitäten ausgerichtet werden können.9 

2.1.1 Partizipation als sozialer und politischer Prozess 

Partizipation wird hier bewusst als Prozess verstanden, um auszudrücken, dass sie 

nichts Statisches, Unveränderbares darstellt, sondern wandelbar ist. Dies gilt sowohl 

für die verschiedenen Reichweiten von Partizipation wie auch für die Bereiche, in 

denen sie stattfindet, aber ebenso für die Partizipation einzelner Individuen an einem 

Prozess. 

Aus oben ausgeführten Gründen ergibt sich der Begriff der sozialen und politischen 

Partizipation. Das ‚und' wird hier ebenso wie bei Munsch (vgl. 2010: 38) deshalb 

                                            
8
 Lamping et al. stellen in ihrer Studie zum aktivierenden Staat heraus, dass eigentlich in der gesam-

ten Debatte um Engagement Machtaspekte ausgeblendet werden. (vgl. Lamping et. al. 2002: 36) 
9
 In dieser Arbeit wird jedoch versucht, jegliche Arten von Zuschreibungen zu vermeiden und die 

verschiedenen Partizipationsformen gleichermaßen wertzuschätzen. 
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verwendet, um kenntlich zu machen, dass beides gleichermaßen stattfindet. Zu die-

ser Erkenntnis führte unter anderem die Auseinandersetzung mit der genderorientier-

ten Partizipationsforschung, die einen zu engen Partizipationsbegriff ablehnt, da die-

ser nicht den Realitäten vieler Frauen entspräche. Geißel erörtert verschiedene 

Gründe, die für eine breitere Auslegung des Begriffs sprechen (vgl. Geißel 2004: 6). 

Unter anderem die Tatsache, dass, solange die private Lebenssituation der Frauen 

und anderer Gruppen, die von eingeschränkter Partizipation betroffen sind, sich nicht 

verändert, diese faktisch kaum partizipieren können und somit dieser scheinbar un-

politische, private Bereich sehr wohl politisch ist (vgl. ebd.). Weiterhin schreibt Wag-

ner, dass 

„[s]chließlich […] jegliches soziale Handeln eine politische Dimension [besitzt], insofern 
es immer (sei es affirmativ oder in Frage stellend) Bezug nimmt auf die Strukturen und 
Regeln gesellschaftlichen Zusammenlebens, in denen sich stets soziale Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse und Konflikte widerspiegeln.“ (Wagner 2012a: 19).

10 
 

2.1.2 Partizipationsvoraussetzungen 

Die Voraussetzungen für Partizipation sind vielfältig und werden, je nach Partizipati-

onsverständnis, auch anders benannt. Allen Auffassungen gemeinsam ist allerdings, 

dass bestimmte Ressourcen vorhanden sein müssen, um überhaupt in ‚den Genuss' 

des Partizipierens zu kommen (vgl. Munsch 2010; Fischer 2012). 

Diese Ressourcen sind vielfältiger Art. Als Grundlage können die drei Kapitalarten 

nach Bourdieu (1992) herangezogen werden: Soziales, ökonomisches und kulturel-

les Kapital, die sich jeweils wechselseitig bedingen und ergänzen. Bourdieu erweitert 

diese noch um die Dimension des „symbolischen Kapitals“ (Bourdieu 1992: 77), wel-

ches immer in Abhängigkeit mit mindestens einer der anderen Kapitalformen steht 

und sich in Form von Prestige, Anerkennung und Ansehen äußert, was gerade in der 

Diskussion um Partizipation und Engagement nicht unwichtig ist, da die Motivation, 

sich einzubringen und Entscheidungen mit zu gestalten auch davon abhängt, inwie-

fern die eigene Person anerkannt und als selbstwirksam erfahren wird. 

Fischer (2012) ergänzt diese Ressourcen noch um die der Zeit, die er als eine zent-

rale Voraussetzung sieht, denn nur wer Zeit entbehren kann, um unentgeltlich tätig 

                                            
10

 Wagner erläutert aber auch, dass diese Erweiterung zu einer „Trivialisierung des Begriffs“ (Wagner 
2012a: 20) führen kann und so eine Kritik schwerer einen Ansatzpunkt findet. Dieses Risiko soll 
hier allerdings eingegangen werden, da nur eine weitere Begriffsfassung, wie oben erläutert, den 
verschiedenen Partizipationsformen Rechnung tragen kann.  
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zu werden, kann auch partizipieren (vgl. Fischer 2012: 168). Der Autor bezieht sich in 

seiner Studie vor allem auf das freiwillige Engagement in Vereinen, Verbänden und 

anderen nicht staatlichen Organisationen, da er diese als die gängigste Form der 

Partizipation ansieht (vgl. ebd). Auch wenn der Partizipationsbegriff in der vorliegen-

den Arbeit weiter gefasst wird, ist Fischers Annäherung an die Voraussetzungen inte-

ressant, insbesondere weil er sich in seiner Herleitung ebenfalls an Bourdieu orien-

tiert.11 Fischer gliedert die Voraussetzungen zum einen in zentrale staatliche und 

zum anderen in die des Individuums. Trotz seines Rückgriffs auf Bourdieu fällt seine 

Benennung der staatlichen Voraussetzungen eher gering aus, während erkennbar 

ist, dass jene das Individuum betreffende Voraussetzungen auch immer abhängig 

von den Strukturen sind, die staatlich geschaffen werden, obwohl Fischer das so 

nicht verdeutlicht. 

Zu den staatlich zu schaffenden Voraussetzungen zählt er vor allem das Herstellen 

eines ermöglichenden Rahmens. Das bedeutet zum einen eine adäquate Bereitstel-

lung von Ressourcen, aber auch entsprechende Gesetze und Verwaltung (vgl. Fi-

scher 2012: 162). Weiterhin nennt er die Akzeptanz und den Willen, Partizipation (in 

seinem Arbeitsrahmen Freiwilligenengagement) zu billigen und zu unterstützen (vgl. 

ebd.). Zudem sieht er als Voraussetzung, dass allen Bürger_innen, nicht nur den 

Staatsbürger_innen, die bürgerlichen und sozialen Rechte zugesichert und diese 

auch gewahrt werden (vgl. ebd.: 163). Wie dies in der Praxis aussieht und wie das 

gestaltet werden könnte, führt er nicht weiter aus. Wie in Abschnitt 2.1.5 noch zu zei-

gen sein wird, gäbe es noch weitere (staatliche) Barrieren, die als Voraussetzung für 

gelingende Partizipation abgebaut werden müssten. 

Als Voraussetzungen des Individuums nennt er Zeit, Kompetenzen und ökonomische 

Mittel (vgl. ebd. 168), wobei schon bei einer ersten Betrachtung erkennbar ist, dass 

diese in enger Abhängigkeit stehen. Ökonomisches Kapital ist von besonderer Be-

deutung, da dieses verhältnismäßig einfach in andere Kapitalformen transformiert 

werden kann. Geld, Eigentum und andere Formen finanziellen Kapitals geben Si-

cherheit und erweitern den Handlungsspielraum, es kann übersetzt werden in Bil-

dung und den Erwerb anderer Kompetenzen, die oft wiederum das ökonomische Ka-

pital erhöhen (vgl. ebd.). Das kulturelle Kapital findet sich bei Bourdieu vor allem in 

                                            
11

 Fischer bezieht auch Gedanken des Medizinsoziologen Antonovsky mit ein, die hier nicht weiter 
berücksichtigt werden.  
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Form von Bildung, Bildungsabschlüssen, aber auch in Form von Büchern, Bildern 

oder anderen Kunstwerken, die er dann als „objektiviertes kulturelles Kapital“ (Bour-

dieu 1992: 59) bezeichnet. Dieses lässt sich am einfachsten in ökonomisches Kapital 

umwandeln. 

Relevant für den Zusammenhang dieser Arbeit ist das kulturelle Kapital vor allem in 

der erstgenannten Form der Bildung, da diese nicht selten die Reichweite der eige-

nen Partizipation bestimmt. Schließlich werden soziale Ausschlüsse und soziale Un-

gleichheit auch in den verschiedenen Partizipationsformen reproduziert und fehlende 

Bildung und damit zusammenhängende Kompetenzen verwehren oft den Zugang. 

Wobei festgehalten werden sollte, dass nicht immer ein Rückschluss von durch Bil-

dung erworbene Titel auf Kompetenzen möglich ist, ebenso wie auch eine Konstatie-

rung eines ‚Bildungsmangels‘ nicht unbedingt auf fehlende Kompetenzen schließen 

lassen muss.  

Ebenso interessant ist das soziale Kapital, welches von Bourdieu folgendermaßen 

beschrieben wird: 

„Das Sozialkapital ist die Gesamtheit der aktuellen und potentiellen Ressourcen, die mit 
dem Besitz eines dauerhaften Netzes von mehr oder weniger institutionalisierten Bezie-
hungen gegenseitigen Kennens oder Anerkennens verbunden sind; oder, anders ausge-
drückt, es handelt sich dabei um Ressourcen, die auf Zugehörigkeit zu einer Gruppe be-
ruhen.“ (ebd. 1992: 63; Kursivschrift im Original). 

 

Hier spricht er ein zentrales Moment der Partizipation an, nämlich die Zugehörigkeit. 

Eigentlich sollte diese schon vorliegen, bevor die Partizipation begonnen hat, da 

dann Anerkennung und Wertschätzung gewährleistet sind, die sonst schwer erarbei-

tet werden müssen. Wie Munsch beschreibt, werden meist die gängigen, von der 

Mehrheitsgesellschaft praktizierten Partizipations'rituale' als normal und nicht zu hin-

terfragen angesehen, obwohl sie allein dadurch schon eine ausschließende Wirkung 

für jene haben, die der Gruppe (noch) nicht zugehörig sind. Diese Kapitalart hängt 

wiederum eng mit ökonomischen Ressourcen zusammen, da zum sozialen Mitei-

nander oft auch Dinge gehören, die finanziert werden wollen, „[d]enn wer sich im Ver-

teilungsstreit und Interessenkampf unserer Gesellschaft beteiligen soll, wer hier eine 

(gewichtige) Stimme erheben will, der/die benötigt dafür ein Mindestmaß an sozialen, 

kulturellen und materiellen Ressourcen.“ (Bourdieu 1983, zit. n. Dogan 2008: 13). 
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2.1.3 Partizipation als Zugang zu Ressourcen 

Die oben erläuterten Ressourcen sind nun aber nicht nur Voraussetzung von Partizi-

pation, sondern ebenso ein Ergebnis dieser. Cremer-Schäfer erläutert in diesem Zu-

sammenhang, dass Menschen, um am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu kön-

nen, „[…] ein ziemlich komplexes Geflecht von unmittelbaren, primären Ressourcen 

und Zugangsressourcen“ (Cremer-Schäfer 2008: 86) brauchen.12 Das wird vor allem 

deutlich, wenn man Partizipation und sozialen Ausschluss als sich wechselseitig be-

dingend begreift. Betrachtet man Partizipation als Teilhabe an sozialen, ökonomi-

schen und kulturellen Ressourcen/Gütern und die damit verbundene Mitbestimmung 

über diese (s.o.), so wird deutlich, dass dies in unmittelbarem Zusammenhang mit 

dem Zugang zu eben diesen Ressourcen steht. Bestehende soziale Ungleichheit 

führt zu verwehrten Zugängen, während jene verwehrten Zugänge wiederum in sozi-

aler Ungleichheit münden, deren Auswirkung sozialer Ausschluss ist bzw. sein kann. 

Kreckel spricht zum einen von „sozial strukturierter Verteilungsungleichheit“ (1992: 

20), die 

„[...] überall dort vor[liegt], wo die Möglichkeiten des Zugangs zu allgemein verfügbaren 
und erstrebenswerten sozialen Gütern in dauerhafter Weise eingeschränkt sind und 
dadurch die Lebenschancen der betroffenen Individuen, Gruppen oder Gesellschaften 
beeinträchtigt bzw. begünstigt werden.“ (ebd.) 
 

Zum anderen spricht er von „sozial strukturierter Beziehungsungleichheit“ (ebd.), die 

„[...] überall dort vor[liegt], wo die von Individuen, Gruppen oder Gesellschaften innerhalb 
eines gesellschaftlichen oder weltweiten Strukturzusammenhangs eingenommenen (er-
worbenen oder zugeschriebenen) Positionen mit ungleichen Handlungs- und/oder Inter-
aktionsbefugnissen oder -möglichkeiten ausgestattet sind und die Lebenschancen der 
davon Betroffenen dadurch langfristig beeinträchtigt bzw. begünstigt werden“ (ebd.). 

 

Hier wird deutlich, dass wer über Partizipation spricht, immer auch mitdenken muss, 

welche Bedingungen und welche strukturellen Hemmnisse damit verbunden sind. 

Eine elementare Kategorie hierbei ist also die der Sozialen Ungleichheit bzw. des 

Sozialen Ausschlusses. 

 

 

                                            
12

 Sie nennt hier: 1. Zugang zu Produktionsmitteln oder falls dies nicht möglich ist, Mitbestimmung in 
allen Arten von Betrieben (vgl. Cremer-Schäfer 2008: 86), 2. Zugang zu Politik und Verwaltung zur 
Organisierung einer „sozialen Infrastruktur“ (ebd.: 86/87) und 3. Raum zum Nachdenken und Aus-
probieren alternativer Lebensweisen (vgl. ebd. 87) 
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2.1.4 Partizipation als (Weg zur) Entscheidungsmacht 

Laut Lüttringhaus (2000: 36ff.) gibt es verschiedene Stufen von Partizipation. Dieses 

Stufenmodell entwickelte sie in Anlehnung an Arnstein und Wickrath, um beide Sei-

ten, die Partizipation bedingen, darzustellen. Zum einen beleuchtet sie hierbei die 

Seite des politischen Systems (die, die gewähren), zum anderen die der Bür-

ger_innen (die, die teilnehmen oder einfordern). Die Stufen beginnen bei der bloßen 

Information und enden bei der Selbstverwaltung und Eigenständigkeit der Bür-

ger_innen (vgl. Lüttringhaus 2000: 43).13 Das richtige Informieren selbst ist eine 

Grundvoraussetzung, um an Entscheidungsprozessen ‚auf Augenhöhe‘ teilnehmen 

zu können14, allerdings sind diese letzten beiden Stufen (Selbstverwaltung und Ei-

genständigkeit)  besonders aufschlussreich, da sie dem oben genannten Begriff von 

Partizipation am ehesten entsprechen, weil erst hier der Wandel von Mitwirkung15 hin 

zu Mitentscheidung16 vollzogen wird. Als Selbstverwaltung beschreibt Lüttringhaus 

das Recht, über alle finanziellen, organisatorischen und inhaltlichen Grundlagen au-

tonom bestimmen zu können (vgl. ebd.). Da diese Stufen vor allem auf Beteiligungs-

prozesse in der Stadtteilentwicklung ausgerichtet sind, müssten sie für den gesamt-

gesellschaftlichen Zusammenhang entsprechend angepasst werden, sodass die 

oben genannten Ressourcen hier mit einfließen. Die letzte Stufe, die der Eigenstän-

digkeit, wird von Lüttringhaus als völlig autonomes Handeln jenseits der Teilnahme-

gewährung des staatlichen Systems erklärt (vgl. ebd.), was also Selbstorganisation 

und Entscheidungsmacht bedeuten würde. Allerdings sollte das nicht als ‚Parallelge-

sellschaft' verstanden werden, für die keine wohlfahrtsstaatlichen Leistungen mehr zu 

erbringen ist, sondern als ein gesellschaftlicher Entwurf, in dem diese Leistungen und 

deren Erbringen anders organisiert sind, nämlich unter Mitbestimmung der Bür-

ger_innen.  

Schnurr nimmt hier Bezug auf Arnstein, für den in diesem Zusammenhang vor allem 

                                            
13

 Für die ausführliche Darstellung des Stufenmodells nach Lüttringhaus: Lüttringhaus (2000:36-43) 
14

 Lüttringhaus spricht von Nichtbeteiligung, wenn bereits hier Informationen zurückgehalten oder nur 
an bestimmte Personen gegeben werden (vgl. Lüttringhaus 2000: 39), als Scheinpartizipation be-
zeichnet sie nach Offe jene Partizipationsformen wie z.B. Umfrageaktionen, die dann doch nicht 
ausgewertet oder verbreitet werden (vgl. Lüttringhaus 2000: 40) 

15
 Unter Mitwirkung wird das Mitgestalten, das Beraten einer Sache verstanden, die aber letztlich 

keinen Einfluss auf relevante Entscheidungen beinhaltet und somit den Bürger_innen nicht die 
Möglichkeit gibt, über die ihr Leben betreffenden Dinge zu entscheiden.  

16
 Mitentscheidung hingegen lässt sich wörtlich nehmen, nämlich dass die Bürger_innen mit anderen 

gemeinsam über Fragen entscheiden können und so ihre Stimme eine Verbindlichkeit bekommt.  
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die Abgabe von Macht bzw. deren Umverteilung eine Rolle spielt, die dann wiederum 

die Reichweite von Partizipation bestimmt (vgl. Schnurr 2011: 1074). 

Lüttringhaus geht an dieser Stelle allerdings nicht weiter darauf ein, was es braucht, 

um die Stufe der Eigenständigkeit zu erreichen. Zudem geht aus diesem Modell her-

vor, dass es keineswegs der ‚Normalfall' ist, sondern die höchste Stufe der Partizipa-

tion, während in dieser Arbeit das Verständnis zugrunde liegt, dass zumindest die 

Möglichkeit der Mitentscheidung allen Gesellschaftsmitgliedern offen stehen sollte. 

2.1.5 Be- und verhindernde Strukturen 

Um zu verdeutlichen, auf welch vielfältige Art und Weise behindernde Strukturen zu 

Tage treten, ist es hilfreich den Ansatz der Intersektionalität zu betrachten. Winker 

und Degele (2010) haben hier vier Strukturkategorien erkannt, die aber durchaus 

erweiterbar sind. Sie nennen Klassismen, also „[…] Herrschaftsverhältnisse, die auf 

der Grundlage von sozialer Herkunft, Bildung und Beruf deutliche Einkommens- und 

Reichtumsunterschiede aufrecht erhalten“ (Degele/Winker 2010: 44); Heteronormati-

vismen, also „Herrschaftsverhältnisse, die auf hierarchischen Geschlechterbeziehun-

gen sowie der unhinterfragten Annahme natürlicher Heterosexualität und Zweige-

schlechtlichkeit basieren.“ (ebd.: 46); Rassismen, also „Herrschaftsverhältnisse, die 

auf strukturellen Machtasymmetrien ‚zwischen durch symbolische Klassifikationen zu 

‚Rassen‘ gewordenen Menschengruppen‘ beruhen.“ (Weiß 2001: 29 zit. n. Dege-

le/Winker 2010: 48) sowie Bodyismen, also „Herrschaftsverhältnisse zwischen Men-

schengruppen aufgrund körperlicher Merkmale wie Alter, Attraktivität, Generativität 

und Verfasstheit.“ (Degele/Winker 2010: 51). 

Staub-Bernasconi spricht zudem von „behindernder Machtstruktur oder Behinde-

rungsmacht“ (Staub-Bernasconi 2011: 376), wenn die Ressourcenverteilung „[...] sich 

auf individuelle und kollektive Merkmale bezieht, die zugeschrieben, also nicht ver-

änderbar sind“ (ebd.). Als Beispiele führt sie unter anderem Geschlecht, Alter und 

Hautfarbe an (vgl. ebd.). Zu ergänzen wäre hier, dass es sich bei derartigen Katego-

rien immer um Konstrukte handelt. Weiterhin handelt es sich um Behinderungs-

macht, wenn „[…] die Oberen (fast) nur Rechte haben […], die Unteren (fast) aus-

schließlich Pflichten haben, Aufträge ausführen und gehorchen.“ (ebd.). Zudem, 

wenn Normen und Gesetze so dargestellt werden, als seien sie „[…]von der Natur 

oder ‚der Geschichte‘ vorgegeben und damit als unveränderbar deklariert […]“ 
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und/oder wenn „von prinzipieller, wesensmäßiger Ungleichheit zwischen Menschen“ 

ausgegangen wird (ebd.). Zuletzt nennt sie es Behinderungsmacht, „[…] wenn Kon-

trolle und Erzwingung zur Einhaltung sozialer Regeln auf ihrer willkürlichen Anwen-

dung und auf personaler, direkter Gewalt als letztes Durchsetzungsmittel beruht.“ 

(ebd.) 

2.2 Zivilgesellschaft 

Da in der Debatte um Partizipation und Engagement auch häufig der Begriff der ‚Zi-

vil- oder ‚Bürger_innengesellschaft‘17 fällt, soll dieser nun näher erläutert werden. 

Grundsätzlich wird unter Zivilgesellschaft die „[…] Gesamtheit der öffentlichen Asso-

ziationen, Vereinigungen, Bewegungen und Verbände (…), in denen sich Bürger 

freiwillig versammeln“ (Pollack 2004: 27 zit. nach Geiss/Gensicke 2006: 311) ver-

standen. Dies ist, nach Auffassung vieler Autor_innen, der Ort, an und in dem Partizi-

pation stattfindet. Oft wird die Zivilgesellschaft als Ergänzung zu den Bereichen Staat 

und Markt gesehen (auch s.o. in anderer Form bei Lüttringhaus 2000). Deutet man 

diesen Bereich allerdings so, läuft man Gefahr, die „[…] zivilgesellschaftlichen“ Aktivi-

täten als nicht politisch bzw. vorpolitisch zu werten und als reines ‚Engagement am 

Menschen‘, also als Wohltätigkeit zu sehen, ohne weitere Sphären in Betracht zu 

ziehen. Thaa erklärt, dass „[…] der Begriff der Zivilgesellschaft heute zum Vehikel 

einer weiteren Funktionalisierung und Entpolitisierung der Gesellschaft zu werden 

droht.“ (Thaa 2000: 9). Das erklärt er unter anderem damit, dass dieser Bereich vom 

sozialen und ökonomischen Sektor in dem Sinne abgekoppelt werde, dass soziale 

Ungleichheiten nicht ausreichend genug in den Blick genommen werden (vgl. ebd.: 

11), was eine Ausweitung und Fortführung dieser Ungleichheiten nach sich ziehen 

kann. 

Im Bericht der Enquete-Kommission wird Bürger_innengesellschaft als 

„[...] Gemeinwesen, in dem Bürgerinnen und Bürger auf der Basis gesicherter Grundrech-
te und im Rahmen einer politisch verfassten Demokratie durch das Engagement in 
selbstorganisierten Vereinigungen und durch die Nutzung von Beteiligungsmöglichkeiten 
die Geschicke des Gemeinwesens wesentlich prägen können.“ (Enquete-Kommission 
2002: 24) 
 

verstanden. Verkannt wird an dieser Stelle, dass es kaum ein Gemeinwesen geben 

                                            
17

 Es handelt sich an dieser Stelle jedoch lediglich um eine kurze Eingrenzung. Die weitreichenden 
Entwürfe und Konzepte, wie sie vor allem in Hinblick auf den Zusammenbruch der Sowjetunion 
sowie in Bezug auf Putnams Sozialkapital entwickelt wurden, können hier keine Beachtung finden. 
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wird, in dem alle Bürger_innen sich auf gesicherte Grundrechte verlassen können. In 

der aktuelleren Debatte taucht die Zivil- oder Bürger_innengesellschaft als ein Ort 

auf, der nicht nur als Gegensatz zum Staat gedacht wird, sondern der vor allem als 

Kooperationspartner des Staates gesehen wird (vgl. Nolte 2009), die Abgrenzung 

zum ökonomischen Sektor erfolgt allerdings weiterhin. Diese Art der „Kooperation“ ist 

allerdings auch kritisch zu hinterfragen, weil auf diese Weise möglicher Widerstand 

verringert werden kann (vgl. Wagner 2012a: 21). Für Backhaus-Maul (2011: 999) ist 

die Zivilgesellschaft „[...] kein neues Gesellschaftsmodell, sondern bildet – in der zu 

Einseitigkeiten neigenden staats- und neuerdings wirtschaftszentrierten deutschen 

Gesellschaft – ein erfrischendes gesellschaftspolitisches Korrektiv.“ Wie dieses aber 

korrigierend tätig werden, also eingreifen kann, erläutert er nicht weiter. 

In dieser Arbeit wird die Zivilgesellschaft durchaus als Ort (alltags-)politischen Han-

delns verstanden, der nicht klar von den Bereichen des Staates und des Marktes ab-

gegrenzt sein kann, da diese sich gegenseitig bedingen und beeinflussen. Zivilge-

sellschaft ist also ein Ort, an dem Menschen sich begegnen und handeln. Wichtig 

hierbei ist, nicht zu vergessen, dass diese „Gesellschaft“ kein homogenes Gebilde 

ist, sondern wiederum aus zahlreichen Gruppierungen besteht. 

2.3 Zusammenfassung 

Partizipation unterliegt verschiedenen Auslegungen und Begrifflichkeiten, die häufig 

synonym benutzt werden. Dies kann zu Unklarheiten und Verständigungsschwierig-

keiten führen, weshalb der hier definierte Begriff zwar weit gefasst, aber dennoch klar 

umrissen ist. Partizipation ist ein komplexer Gegenstand mit vielen Facetten und Di-

mensionen. Möchte man herausfinden, ob sie wirklich ermöglicht wird, oder lediglich 

Teilaspekte zu finden sind, ist es wichtig, dies im Hinterkopf zu behalten. Elementar 

sind die Dimensionen der Voraussetzungen von Partizipation, des Zugangs zu Res-

sourcen und Gütern sowie die Möglichkeit der Mitentscheidung. Zudem sollte beach-

tet werden, inwiefern Soziales und Politisches zusammen gehören und auch so ver-

standen werden. Zuletzt spielen be- und verhindernde Strukturen eine große Rolle, 

denn wenn es um Ermöglichung geht, sollten diese auf ein Minimum reduziert wer-

den. 
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3. Partizipation und Engagement in aktuellen Debatten 

Wie in der Begriffsbestimmung bereits angedeutet, wird Partizipation unter den ver-

schiedensten Bezeichnungen derzeit häufig thematisiert. Sei es in der von Crouch 

neu angestoßenen Debatte um Postdemokratie18 oder bezüglich der ‚Bedrohungen‘ 

durch den so genannten ‚Extremismus‘ von Links und Rechts19, aber ebenso in Be-

zug auf Großprojekte wie etwa ‚Stuttgart 21‘. 

Die vorliegende Arbeit kann nicht allen aktuellen Diskursen gerecht werden und be-

schränkt sich daher auf die Ansätze, die in bestimmten Politikfeldern verhandelt wer-

den. Vorrangig geschieht dies in den Feldern der Engagement-, Arbeitsmarkt- und 

Stadtentwicklungspolitik.20 Je nach Feld zwar mit verschiedenen Auswirkungen, al-

lerdings meist mit Bezug auf ähnliche Grundgedanken, auf die in Kapitel 3.2 weiter 

eingegangen wird. 

Im Folgenden wird der Fokus auf den Ansatz des bürgerschaftlichen Engagements 

gelegt, der in der Engagementpolitik bearbeitet wird, da dieser Bereich in den letzten 

Jahren eine besondere Entwicklung erlebt hat und ein relativ neues Politikfeld ist. 

Zudem lässt sich hieran auch die Logik des aktivierenden Sozialstaates im Bereich 

der Freizeit wiederfinden. 

 

 

 

                                            
18

 Mit Bezug auf Crouch und Mouffe macht die Widersprüche-Redaktion zwei Merkmale von Postde-
mokratie aus. Zum einen das „[...] formale Weiterbestehen demokratischer Verfahren“ (Widersprü-
che 2012: 3), welche aber „auf die Ausschaltung politischer Konflikte mit der Maßgabe des Kon-
sens [aus sind]“ (ebd.), zum anderen, dass Entscheidungen zunehmend von sozialen und ökono-
mischen Eliten kontrolliert werden (vgl. ebd.). Häufig wird dies auch mit einer nachlassenden Betei-
ligung an der Repräsentativ-Demokratie erklärt, da diese durch die mangelnde Abgrenzung der 
Parteien voneinander zu „Politikverdrossenheit“ führe (vgl. Mouffe 2011: 4). Die Verfasserin dieser 
Arbeit hält die Begrifflichkeit ‚Postdemokratie‘ für schwierig, da hiermit vorausgesetzt wird, dass es 
eine ‚richtige‘ Demokratie im Sinne von Teilhabe und sozialer (Entscheidungs-)Gerechtigkeit bereits 
gegeben habe. Dennoch spiegelt er aktuelle Entwicklungen wieder. 

19
 Die Bundesprogramme zur Eindämmung dieser Phänomene setzen auf Engagement der Bür-

ger_innen (insbesondere Schüler_innen), dies zeigt sich eindrücklich bei dem Programm „Toleranz 
fördern – Kompetenz stärken“ (gegen „Rechtsextremismus“) und in schwächerer Form bei der „Ini-
tiative Demokratie stärken“ (gegen „Linksextremismus“ und islamistischen „Extremismus“) (vgl. 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2012a; ebd 2012b) 

20
 Bezogen auf die wissenschaftliche Debatte um Bürgerschaftliches Engagement unterscheidet Hei-

demann „[...] zwischen einem demokratietheoretischen, wohlfahrtsstaatlichen und verwaltungswis-
senschaftlichen Diskurs [...]“ (Heidemann 2010: 11). Im Bericht der Enquete-Kommission werden 
drei weitere Diskurse erkannt: „der liberal-individualistische, der republikanische-
kommunitaristische, der arbeitsgesellschaftliche Diskurs.“ (Deutscher Bundestag 2002: 36). 
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3.1 Beginn der Debatte(n) 

Wie am Anfang der Arbeit bereits erwähnt, fällt das Aufflammen der Diskussion um 

Partizipation und Engagement in den Zeitraum der Transformation von Wohlfahrts-

staat21, also in einen (nicht nur) ideologischen Wandel im Umgang mit Armut, Migra-

tion, Arbeitslosigkeit ebenso wie mit Teilhabe und Mitbestimmung. Diese Transforma-

tion wird verschieden benannt, beispielsweise „from welfare to workfare“ (beispiels-

weise Kessl/Wagner 2011: 70) oder vom „aktiven zum aktivierenden Staat“ (Brütt 

2009: 68), am Ende steht in jedem Fall immer eine veränderte Führung der Subjekte 

(von Fremd- zu Selbstführung) und eine Rücknahme von Leistungen (vgl. Fußnote 

1). Selbstverständlich gab es auch schon zuvor Bürger_inneninitiativen, freiwillige 

Zusammenschlüsse, Vereine sowie Selbsthilfegruppen, soziale Netzwerke und ande-

res, aber ab der Jahrtausendwende wurde dies auch von der Politik neu wahrge-

nommen und vielleicht auch die Notwendigkeit erkannt, bestimmte Formen von Par-

tizipation zu fördern und so eine breitere Öffentlichkeit für diverse Tätigkeiten zu 

schaffen. Dies zeigt sich nicht nur durch die Enquete-Kommission22 und den nachfol-

genden Unterausschuss zu bürgerschaftlichem Engagement, sondern ebenso in der 

Gründung des ‚Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement‘23 2002 und der 

Ausrufung des ‚Internationalen Jahrs der Freiwilligen‘ 2001. Diese hier genannten 

Beispiele beziehen sich hauptsächlich auf die im Rahmen der Engagementpolitik ge-

führten Debatten. Unter Engagementpolitik wird „[…] ein sich entwickelndes, eigen-

ständiges politisches Handlungsfeld, das sich auf die Förderung der unterschiedli-

chen Formen und Spielarten des bürgerschaftlichen Engagements bezieht“ (Hart-

nuß/Klein/Olk 2011: 761) verstanden. Hierbei soll gewährleistet werden, dass sowohl 

bereichsspezifische als auch bereichsübergreifende Förderung ermöglicht werden, 

also zwischen verschiedenen politischen Handlungsfeldern vermittelt wird, da es sich 

                                            
21

 Als ein Kennzeichen dieses Umbruchs lässt sich Schröders Aussage „Wir werden Leistungen des 
Staates kürzen, Eigenverantwortung fördern und mehr Eigenleistung von den Einzelnen fordern 
müssen.“ sehen (Schröder 2003; zit. n. Lessenich 2008). 

22
 Unter Enquete versteht man eine „amtliche Untersuchung, Erhebung, die bes[onders] zum Zweck 

der Meinungs-, Bevölkerungs- und Wirtschaftsforschung u.Ä. durchgeführt wird“ (Duden 2001: 
269).  

23
 Dieses Netzwerk besteht aus verschiedenen Akteur_innen aus Staat, Wirtschaft und der sog. Zivil-

gesellschaft, die, nach eigenem Verständnis, die Möglichkeiten für das bürgerschaftliche Engage-
ment verbessern wollen. Das Leitbild des Netzwerks ist „eine aktive Bürgergesellschaft, die durch 
ein hohes Maß an Teilhabe der Bürger/innen bei der Gestaltung des Gemeinwesens geprägt ist.“ 
(Klein 2011: 137). Interessant ist, dass das Netzwerk die Bundesregierung berät und das Nationale 
Forum für Engagement und Partizipation (NFEP) durchgeführt hat, welches im Juli 2009 begonnen 
hat, eine nationale Engagementstrategie zu entwickeln. 
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bei bürgerschaftlichem Engagement um eine Querschnittsaufgabe handele (vgl. 

ebd.). 

3.1.1 Der Begriff ‚Bürgerschaftliches Engagement‘ 

Es ist vor allem ein institutioneller Begriff, der seit der Enquete-Kommission an Bo-

den gewonnen hat und vor allem programmatisch und politisch genutzt wird (vgl. 

Hartnuß/Olk 2011: 146). Die engagierten Personen selbst verwenden diesen Begriff 

laut Freiwilligensurvey24 eher selten (9% der Engagierten 2009) (vgl Geiss/Gensicke 

2010: 15). Laut der Begriffsdefinition der Enquete-Kommission, an die von verschie-

denen Autor_innen angeknüpft wird, zeichnet sich dieser Begriff besonders durch 

den Aspekt des „Bürgerschaftlichen“ aus (vgl. Deutscher Bundestag 2010: 24). Das 

explizit „Bürgerschaftliche“ sei zum einen das (freiwillige) Handeln in der Öffentlich-

keit, aber vielmehr auch die Zugehörigkeit zu einer „politischen Gemeinschaft“ (ebd.), 

die aber nicht weiter ausdifferenziert bzw. definiert wird.  

„Bürgerschaftliches Engagement ist in diesem Sinne freiwillig, nicht auf materiellen Ge-
winn gerichtet, gemeinwohlorientiert, öffentlich bzw. findet im öffentlichen Raum statt und 
wird in der Regel gemeinschaftlich/kooperativ ausgeübt.“ (Enquete-Kommission 2002: 
38).  

Munsch kritisiert den Begriff des bürgerschaftlichen Engagements, da sie ihn als „[...] 

von staatlicher Seite geführte[n], inszenierte[n] und relativ praxeologische[n] und 

funktionalistische[n] Diskurs“ (Munsch 2010: 21) ausmacht. Es wird eine Bür-

ger_innengesellschaft inszeniert, in der Chancen gewährt werden. Die Aussage 

„Teilhabechancen sollen auch genutzt werden“ (Deutscher Bundestag 2010: 25) deu-

tet darauf hin, dass diese Chancen bereits bestehen, aber die Nutzung erst aktiviert 

werden muss. Roth warnt in diesem Zusammenhang vor dem Begriff des aktivieren-

den Staates, da hiermit eher an die Aktivierungslogik, die auf Transferleistungsbezie-

hende angewendet wird, erinnert werde. Er erläutert: „Wer solche diskriminierenden 

Formen staatlicher Aktivierung nicht will, sollte den Begriff ‚aktivierender Staat‘ mei-

den.“25 (Deutscher Bundestag 2010: 25). Er spricht zudem davon, dass hier auch die 

Bürger_innenrechte und der Bürger_innenstatus, die von der Kommission so hoch 

                                            
24

 Der Freiwilligensurvey „[...] ist ein öffentliches Informationssystem, das bundes- und landesweite 
sowie regionale Informationen über die verschiedenen Formen des freiwilligen Engagements von 
Bürgerinnen und Bürgern in Deutschland zur Verfügung stellt.“ (Gensicke 2011: 691) Doch nicht 
nur die Formen, sondern auch Häufigkeiten, Felder und Bedürfnisse werden erfasst (vgl. ebd.) 

25
 Wobei dies etwas unverständlich ist, denn nur, weil man den Begriff nicht mehr benutzt, ist ja diese 

Form von Staat nicht plötzlich ersetzt. 
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geschätzt werden, herabgesetzt oder beinahe aberkannt werden (ebd.). Es ist also 

erkennbar, dass auch das bürgerschaftliche Engagement nicht frei von den Auswir-

kungen des aktivierenden Staates ist, der in seiner neoliberalen bzw. neosozialen26 

Deutung in die verschiedenen Lebensbereiche hineingreift. 

Der ehemals vielfach verwendete Begriff Ehrenamt trifft laut Klein und Rauschenbach 

nur noch auf wenige Tätigkeiten zu, wie beispielsweise durch Wahl erlangte Ämter 

(z.B. Vereinsvorstände) oder die rechtliche Betreuung (vgl. Klein/Rauschenbach 

2011: 209), wird aber von den im Freiwilligensurvey erfassten Personen noch häufig 

verwendet, besonders um sich von den hauptamtlich Tätigen abzugrenzen 

(Geiss/Gensicke 2011: 15).27 Der Partizipationsbegriff taucht ebenfalls auf, wird aber 

meist auf den Bereich der politischen Partizipation beschränkt und somit vom Bür-

gerschaftlichen Engagement abgegrenzt, welches eher in der dort so verstandenen 

„vorpolitischen“ Zivilgesellschaft und so vor allem in den Bereichen Sport, Freizeit 

und Soziales verortet wird (vgl. Hartnuß/Klein 2011: 144)28. Eine Zusammenführung, 

wie dies bei Munsch der Fall ist, erfolgt selten, was in der Diskussion oft ein ganzheit-

liches Verständnis von Partizipation im Sinne eines Zusammendenkens der lebens-

weltlichen und systemischen Passung (vgl. Munsch 2010: 41ff.) vermissen lässt. Im 

Bericht der Enquete-Kommission wird dies zwar versucht (vgl. Deutscher Bundestag 

2010: 6), allerdings findet sich diese Herangehensweise in der weiteren Diskussion 

kaum wieder und wird durch die trotzdem weiterhin vollzogene Zentrierung auf Insti-

tutionen als die Orte des Engagements (vgl. ebd.: 3) auch etwas konterkariert. Zu 

                                            
26

 Der Begriff „neosozial“ wird von Lessenich eingeführt, der argumentiert, der Begriff neoliberal sei 
unpassend, weil eigentlich kein Veränderung der staatlichen Steuerung zu verzeichnen sei, son-
dern dass dieser wie zuvor steuert und in die Lebensbereiche einwirkt (vgl. Lessenich 2008). Er er-
klärt, dass der Blick auf die weitreichende Transformation gerichtet werden müsse, also „[...] auf 
Aktivierungs-, Mobilisierungs- und Produktivzwänge einer Politik, die das Individuum immer mehr 
zur eigenverantwortlichen Produktion gesellschaftlicher Wohlfahrt, zur persönlichen Sicherung des 
‚gemeinen Wohls' verpflichtet.“ (ebd.) 

27
 Laut Fehren „[...] beinhaltet Bürgerschaftliches Engagement kritisches Potential, während Ehren-

amt eher obrigkeitsstaatlich-etatistisch eingebettet ist“ (Fehren 2008: 35). Wobei das Ehrenamt in 
Deutschland lange dominiert hat und daher der gesellschaftspolitische Aspekt kaum vertreten ist 
und vielleicht ein Begriffswechsel angebahnt wird, allerdings kein inhaltlicher.  

28
 Der Begriff Beteiligung findet sich vor allem im Bereich von verfassten Verfahren, wie beispielswei-

se Volksbegehren oder stadtentwicklungsbezogenen Prozessen (vgl. Dienel 2011). Sog. Freiwilli-
gendienste beziehen sich vor allem auf zeitlich beschränktes Engagement in Einrichtungen und 
Projekten, wie beispielsweise Freiwilliges Soziales/Ökologisches/Kulturelles Jahr oder Freiwilligen-
dienste im Ausland. Nach den neuen Entwicklungen und nicht zuletzt, um den weggefallenen Zivil-
dienst zu kompensieren, werden diese Dienste (zumindest im Inland) für alle Generationen geöff-
net (Bundesfreiwilligendienst) wohingegen die Dienste wie beispielsweise „weltwärts“ eine Alters-
begrenzung aufweisen (vgl. Jakob 2011) 



3. Partizipation und Engagement in aktuellen Debatten 

24 

Beginn dieser Arbeit (Kapitel 2) wurde bewusst der Begriff ‚soziale und politische Par-

tizipation‘ definiert und ausgefüllt, um diese Ganzheitlichkeit eher zu gewährleisten. 

Historisch gibt es laut Sachße (vgl. 2011: 17ff.) drei Zugänge, um sog. bürgerschaftli-

ches Engagement zu begründen. Er nennt das früh entstandene Vereinswesen, die 

Stiftungen sowie die kommunale Selbstverwaltung. Hierbei fällt auf, dass all diese 

eher verbindliche Formen des Engagements sind, die vorwiegend in festen Gruppen 

stattfinden und nach innen relativ homogen sind, da sie sich vor allem nach gleichen 

oder ähnlichen Interessen zusammenschließen. Sachße erklärt, dass insbesondere 

zu Zeiten der Verfolgung von Katholizismus und Sozialismus Vereine für diese Grup-

pen besonders hilfreich waren, da sie nach außen als Sport- oder Kulturverein wirken 

konnten, nach innen aber weiterhin politische oder religiöse Inhalte verhandelt haben 

(vgl. ebd.: 19). 

Auch, wenn das Vereins- und Stiftungswesen seitdem Veränderungen erlebt hat, sind 

andere, nicht derartig gebundene Formen von Engagement erst in den 1960er und 

1970er Jahren zu finden, was von Kaase als „partizipative Revolution“ (Kaase 1982: 

173ff.) bezeichnet wurde. Gerade die damaligen (Neuen) Sozialen Bewegungen tru-

gen zu einem neuen Verständnis von Lebensgestaltung und Mitbestimmung bei und 

forderten diese ein, beziehungsweise nahmen sie sich, wo dies möglich war (vgl. 

Brand 2011: 490f.). 

Dies führte dazu, das mit der Zeit auch ‚unkonventionelle' Formen von Partizipation 

zum Tragen kamen, wie beispielsweise Demonstrationen, Boykotts, Sit-Ins oder an-

dere (vgl. Roth 2011: 83), die mittlerweile allerdings eher als ‚normal' und konventio-

nell gelten dürften. 

3.1.2 Exkurs: Soziale Bewegungen 

An dieser Stelle soll ein kurzer Exkurs zu Sozialen Bewegungen gemacht werden, 

deren Argumente und Deutungen in der Debatte zwar nicht den gleichen Stellenwert 

wie die eher konservativen Positionen erlangen, aber dennoch öffentlichkeitswirksam 

für einen anderen Gesellschaftsentwurf, bzw. verschiedene Formen einer alternati-

ven Gesellschaft, eintreten. Zu nennen sind hier insbesondere die „Recht auf Stadt“-

Bewegung, die zwar eher lokal agiert, aber durchaus überregional, teilweise sogar 

transnational vernetzt ist, die commons- sowie die occupy-Bewegung, in gewissem 
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Sinne auch das globalisierungskritische Bündnis attac, das aber mittlerweile eher 

institutionalisiert ist. 

Zuerst soll nun kurz dargestellt werden, was Soziale Bewegungen sind und dann 

anhand des „Recht auf Stadt Netzwerkes“ Hamburg ein Beispiel gegeben werden. 

Um Soziale Bewegungen zu erklären, eignet sich ein Artikel von Susanne Maurer 

(2005) aus dem „Handbuch Sozialraum“. Sie erklärt Soziale Bewegungen als „[...] 

fluide und heterogene Gebilde [...]“ (Maurer 2005: 636), was sie damit begründet, 

dass sie nicht in der Form festgelegt sind, wie Mitgliedsorganisationen, es also weder 

monetäre noch personale Sicherheit gibt, sowie, dass der Entstehungszeitraum nicht 

klar festgelegt werden kann (vgl. ebd.). Als Ziele Sozialer Bewegungen sieht sie 

grundsätzlich die Veränderung gesellschaftlicher Grundlagen, was sie wiederum von 

kurzfristigen, klar themeneingegrenzten Kampagnen unterscheidet (vgl. ebd.: 637). 

Wie diese Veränderung aussehen kann, ist von den verschiedenen Gruppierungen 

abhängig und differiert je nach Zusammenschluss stark. Weiterhin zeichnen sie sich 

durch das Fehlen vorbestimmter „Führungspositionen“ aus, sind eher basisdemokra-

tisch, konsensorientiert und „[...] existieren vielmehr als ein netzwerkförmiger Ver-

bund von Personen, Gruppen und Organisationen – ein Verbund, der sich auf ge-

meinsame Elemente (insbesondere Problemwahrnehmungen und Zielsetzungen) 

und eine daraus abgeleitete ‚kollektive Identität' […] stützt.“ (Maurer 2005: 637). 

Wichtig ist hierbei oft der symbolische Charakter, wie beispielsweise Besetzungen, 

Sit-Ins oder ähnliche Aktionsformen (vgl. ebd.: 631), die im öffentlichen Raum statt-

finden und entsprechend auch eine Form von Aneignung sind. Zudem sind Soziale 

Bewegungen Zusammenschlüsse ‚von unten', die sich als Opposition zum bestehen-

den System verstehen (vgl. ebd.: 634), wobei man System mit Bezug auf Habermas 

als die Kombination aus bürokratischem Staat und dem Markt verstehen kann (vgl. 

Stövesand 2009: 15). 

Betrachtet man rückblickend die Sozialen Bewegungen der 1960er und 1970er Jah-

re, wie beispielsweise die Frauenbewegung, wird deutlich, wie diese Gesellschaften 

prägen können, Einfluss auf Politik und Verwaltung, teilweise sogar auf die Gesetz-

gebung, nehmen können und so sowohl implizit als auch explizit gesellschaftliche 

Veränderungen vorantreiben können. 
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Die „Recht auf Stadt“-Bewegung 

Die Begrifflichkeit „Recht auf Stadt“ geht auf Henri Lefebvre zurück, der ihn durch 

sein Buch „Le droit a la ville“ (1968) prägte. Mittlerweile findet sie sich in mehreren 

europäischen wie auch amerikanischen Städten, worunter je verschiedene Zusam-

menschlüsse zu verstehen sind, die versuchen, sich ihr Recht auf Stadt (zurück) zu 

erobern. Die Ziele und Forderungen sind vielfältig und ebenso heterogen wie die 

mitwirkenden Personen und Initiativen. Es geht um bezahlbaren Wohnraum, Zugang 

zu öffentlichem Raum bzw. gegen die Privatisierung dieser Räume, um Mitbestim-

mung bei Bauvorhaben oder aber um die Anerkennung im öffentlichen Raum. Also 

eine Veränderung des aktuellen gesellschaftlichen beziehungsweise stadt-

gesellschaftlichen Entwurfs. 

In Hamburg bezeichnen sich die zusammengeschlossenen Initiativen als Netzwerk, 

in New York als 'alliance', gemeinsam ist ihnen allen das von Maurer herausgestellte 

Merkmal der eher basisdemokratischen Organisation sowie die ständige Verände-

rung der Zusammensetzung, wobei bei vielen Initiativen eine relativ kontinuierliche 

Beteiligung zu sehen ist. 

Aktionsformen sind (symbolische) Besetzungen, Kundgebungen und Demonstratio-

nen sowie Unterschriftenlisten, Info-Veranstaltungen, Workshops und Tagungen. 

Auch das Erstellen von Flugblättern und anderen Medien wie Zeitschriften findet 

statt. Die Kommunikation erfolgt vor allem über Mailinglisten, über gemeinsame Ple-

na wie auch über die Homepage: www.rechtaufstadt.net. Neue Gruppen sind einge-

laden sich vorzustellen und zu beteiligen. 

Als Utopie liegt der Wunsch zugrunde, dass irgendwann alle Bewohner_innen der 

Stadt zusammen entscheiden, wie die Stadt sein soll, was sie bieten soll und wie sie 

bedürfnisbefriedigend gestaltet werden kann (vgl. Vrenegor 2009). Auf dieses Ziel 

soll hingearbeitet werden, um Menschen, unabhängig von Einkommen, Nationalität 

und Geschlecht eine Chance zur Beteiligung zu bieten (vgl. ebd.). Beziehungsweise 

wird proklamiert: „Es ist ein Recht, das sich jede/r nehmen kann, indem er oder sie 

für eine soziale Stadt kämpft“ (ebd.). Daher sehen die Aktiven im Netzwerk auch die 

unausweichliche Notwendigkeit, gesellschaftliche Güter und Reichtum ‚umzuvertei-

len', also die Umverteilung von ‚unten nach oben' rückgängig zu machen und sowohl 

Mitbestimmungsrechte sowie auch Güter wieder gerecht(er) zu verteilen (vgl. ebd.). 
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Grundsätzlich lassen sich also zwei vorrangige Verständnisse von Partizipation aus-

machen. Zum einen die (eher marginale) Sichtweise, Partizipation als Demokratisie-

rung des jetzigen (politisch-administrativen) Systems, um der Bildung von sogenann-

ten „Entscheidungseliten“ (Wagner 2012) entgegen zu wirken und eine breitere Mit-

bestimmung der Bürger_innen in den verschiedenen Lebensbereichen zu erreichen. 

Zum anderen Partizipation als Möglichkeit, Aufgaben des Staates zu kompensieren 

und durch ‚von oben' gewährte Beteiligungsmöglichkeiten eher Widerstand zu ver-

meiden und in die gewünschten Kanäle zu leiten. Hierbei handelt es sich allerdings 

vorrangig um Partizipation im Bereich der Mitwirkung, nicht der Mitentscheidung, 

weshalb sie im Folgenden als Mitwirkungsgewährung beschrieben wird. 

Es lässt sich also ein Unterschied in den Zielen der vom Staat geförderten Partizipa-

tion (eher parlamentarisch) und der von Sozialen Bewegungen und anderen Gruppie-

rungen geforderten Partizipation feststellen (eher außerparlamentarisch). 

Auffällig ist, dass auch die eher konservativen Befürworter_innen erkennen, dass die 

repräsentative Demokratie nicht auf Dauer allein funktionieren kann und auch, dass 

es nicht nur darauf hinauslaufen kann, dass der Staat sich von seinen originären 

Aufgaben zurückzieht. Dies führt hier allerdings zu anderen Schlüssen, als es das 

bei erstgenannter Strömung tut. So beschreibt Dettling (2008), dass die Bür-

ger_innengesellschaft kein Ersatz für den Sozialstaat sein könne, allerdings klar sei, 

dass sie diesen unterstützen und dass geprüft werden müsse, wie man die Bür-

ger_innen vor einer „Kultur der Abhängigkeit“ (Dettling 2008: 220) schützen und sie 

stattdessen eher aktivieren könne (vgl. ebd.). 

Es wird in dieser Arbeit davon ausgegangen, dass der Diskurs unter anderem derart 

Konjunktur hat, weil auf den Rückzug des Sozialstaates zum einen und auf die erwei-

terte Mitwirkung der Bürger_innen auf der anderen Seite Bezug genommen wird, oh-

ne aktuelle Macht- und Verteilungsstrukturen zu berühren. Diese These lässt sich 

durch die nachfolgende Erläuterung der Grundgedanken unterstützen. 

3.2 Grundgedanken und zentrale begriffliche Kategorien 

Betrachtet man Partizipation nun aus dem Blickwinkel der eher konservativ-

neoliberalen Strömungen wird deutlich, dass sich das Vokabular beider Positionen 

(der demokratisierungs-orientierten wie auch der neosozialen/konservativen) teilwei-
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se überschneidet29, aber andere Konsequenzen damit verbunden sind. Selbst hier ist 

durchaus mehr Partizipation gewünscht, allerdings eher in den Bereichen der Mitwir-

kung als in den Bereichen der Entscheidungsfindung und der Möglichkeit, an Ent-

scheidungen aktiv mitzubestimmen und auch an den daraus resultierenden Ergeb-

nissen teilzuhaben. So wird im Editorial des ‚Forschungsjournal Soziale Bewe-

gungen' der Grundsatz genannt: Wer leistet und gestaltet, sollte auch an Entschei-

dungsprozessen teilhaben (vgl. Forschungsjournal Soziale Bewegungen 2011: 4), 

sprich die Entscheidungsfindung wird vor allem jenen zugesprochen, die auch etwas 

‚leisten'.30 

Es geht maßgeblich um Kategorien wie Gemeinschaftlichkeit, Eigenverantwortung 

und die Möglichkeit der ‚sinnvollen Tätigkeit'. Es ist zwar auch hier eine Kritik des 

‚staatlichen Rückzugs' zu finden, allerdings ist ebenso deutlich die Ablehnung eines 

‚allzuständigen' Staates, der den Bürger_innen keine Möglichkeiten gibt, Verantwor-

tung zu übernehmen, erkennbar. 

Im Folgenden soll nun ein Überblick über die zentralen Thesen der aktuell dominie-

renden Sichtweise auf Partizipation gegeben sowie erörtert werden, welche Partizi-

pationsformen sich daraus ergeben. 

3.2.1 Appell an ‚die Gemeinschaft' 

Häufig mit der Debatte um Partizipation und Zivilgesellschaft verbunden findet man 

den Bezug zur Gemeinschaft. Dies geschieht nicht selten unter Anführung bestimm-

ter Wertvorstellungen, Beispiele sind: „Die Hochschätzung der Familie, der Wille zur 

Aneignung von Bildung und Hochkultur sowie eine religiös fundierte Sozialmoral und 

Gemeinwohlverpflichtung.“ (Rödder 2012: 22). Die Gemeinschaft wird hier als ein 

harmonisches und homogenes Gefüge dargestellt, in dessen Mittelpunkt die Familie 

gerückt wird. Im Grundsatzprogramm der CDU findet sich diese Hochschätzung der 

Familie und insbesondere der Ehe zwischen Mann und Frau, da nur dieser Familien-

form ausreichendes Vertrauen und Beständigkeit zugesprochen wird (vgl. CDU 2007: 

                                            
29

 Hierauf wird im Kapitel 4.3 ‚Umdeutung ehemals emanzipatorischer Begriffe‘ weiter eingegangen. 
30

 Wobei Leistung hier wohl eher an das gekoppelt ist, was öffentlich sichtbar stattfindet, also Er-
werbsarbeit und öffentliches Engagement. Mütter, die beispielsweise auch für die anderen Kinder 
im Haus mitkochen, werden hier eher nicht bedacht, zumal dies auch nur entfernt als Bürgerschaft-
liches Engagement verstanden wird; laut Freiwilligensurvey handelt es sich hier eher um den „un-
scharfen Rand“ (Geiss/Gensicke 2010: 32), der den Kriterien des Engagements nicht voll entspre-
che (vgl. ebd.). (diese Seitenangabe entspricht der Seitenangabe im Anhang des Surveys) 



3. Partizipation und Engagement in aktuellen Debatten 

29 

25). So erklären auch Schäuble und von der Leyen: 

„Das Vertrauen in eine Gemeinschaft, die Fähigkeit und die Bereitschaft, selbst zum Ge-
lingen von Gemeinschaft beizutragen, werden zuallererst in der Familie vermittelt. Nir-
gendwo lernen Menschen die Grundregeln des Zusammenlebens und Zusammenhal-
tens besser als in der Familie und während ihrer Kindheit und Jugend.“ (Schäuble/von 
der Leyen 2009).

31  
 
Diese ‚Gemeinschaft‘ wird selten genauer differenziert, in vielen Texten lässt sich 

vermuten, dass es sich vor allem auf den sozialen Nahraum, die kommunale Ge-

meinschaft, bezieht. Aus diesem Bezug auf ‚die Gemeinschaft‘ ergeben sich ver-

schiedene weiterführende Gedanken für die Partizipation in dieser. Denn zum einen 

wird nahegelegt, für das ‚Gemeinwohl', also nicht für sich selbst, zu handeln, weiter 

wird zwar anerkannt, dass Partizipation etwas Freiwilliges ist, aber dennoch eigent-

lich die Verpflichtung eines ‚guten Bürgers' ist. 

Dieses Verständnis von Gemeinschaft lässt sich auf zwei Grundlagen zurückführen. 

Zum einen auf kommunitaristische Ansätze und zum anderen auf die katholische So-

ziallehre. In beiden werden die Gemeinschaft und die Familie als wichtigste Instanz 

gesehen. Das Verständnis von Gemeinschaft variiert allerdings. Besonderen Wert 

erfährt in vielen Rezeptionen die hohe Bedeutung des Nationalstaats, so geben die 

ihm zugehörigen Menschen „[...] ihrem Zusammenleben eine besondere Bedeutung“ 

(Ballestrem, zit. n. Kaiser 2007: 119) und „[...] die Mitgliedschaft in dieser [staatlichen, 

Anm. L.R.] Solidargemeinschaft ist laut Walzer das höchste Gut; in ihr herrscht 

Gleichheit unter den Mitgliedern.“ (Kaiser 2007: 119). Weiter wird erläutert, dass „[...] 

es legitim [sei], nur diejenigen in die Gemeinschaft aufzunehmen, die einen ernsthaf-

ten Integrationswillen zeigen [...]“ (ebd.: 120). Diese Haltungen zum Nationalstaat 

finden sich ebenso im Grundsatzprogramm der CDU, die zudem in einer solchen 

Haltung auch eine wichtige Grundlage für bürgerschaftliches Engagement sehen 

(vgl. CDU 2007: 12f.). Ein weiterer Aspekt sind gemeinsame Wertevorstellungen als 

Grundlage dieser Gemeinschaften, von denen allerdings nicht erläutert wird, wer sie 

in welchem Rahmen festlegt, was durchaus zu autoritären Strukturen und zu nur von 

einzelnen Eliten als „richtig“ bestimmten Werten führen kann (vgl. Kaiser 2007: 127). 

Hieraus ergeben sich dann Ansichten, wie die Etzionis, dass durch das Fördern von 
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 Oelkers und Richter sprechen hier von einer Re-Familialisierung, „[…] d.h. soziale Risiken werden 
in die Privatheit verschoben und vermehrt individualisiert. Herausforderungen, die mit der struktu-
rellen Vielfalt familialer Lebensarrangements einhergehen, werden dem Einzelnen überantwortet.“ 
(Oelkers/Richter 2009: 35) 
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Gemeinschaften auch die gemeinsamen Werte und die Moral steigen würden und 

somit beispielsweise weniger Missbrauch von Transferleistungen erfolge (vgl. ebd.: 

115). Zudem seien auf dieser Grundlage die Gemeinschaftsmitglieder eher bereit, 

sich für das „Gemeinwohl“ einzusetzen, welches neben Solidarität und Subsidiarität 

zu den drei Grundprinzipien des Kommunitarismus und der katholischen Soziallehre 

gehört (vgl. ebd.: 130). Es zeigt sich also, dass der Begriff der Gemeinschaft vor al-

lem zur Inszenierung einer homogenen Gruppe genutzt wird, die einen exklusiven 

Charakter hat. An diese Gemeinschaft wird appelliert, für sie soll sich eingesetzt, soll 

Verantwortung übernommen werden. 

3.2.2 Eigenverantwortung 

Entsprechend steht die Übernahme von Verantwortung ebenfalls im Fokus der aktu-

ellen Ansätze. Die Verantwortung für das eigene Leben und das nahestehender 

Menschen wird als gegeben vorausgesetzt und darüber hinaus wird erwartet, auch 

Verantwortung für weitere Teile des Lebens, oder eben ‚der Gemeinschaft' zu über-

nehmen. Weiterhin wird gewünscht, dass die Bürger_innen diese vielfältige Über-

nahme von Verantwortung als „Ausdruck ihrer persönlichen und gesellschaftlichen 

Freiheit verstehen.“ (CDU 2007: 83). So argumentiert der CSU-Politiker Alois 

Glück32: 

„Das Konzept der Aktiven Bürgergesellschaft geht von einem Menschenbild aus, das sei-
ne Wurzeln in der christlich-abendländischen Wertetradition hat. Es setzt auf die Verant-
wortungsbereitschaft einer jeden einzelnen Bürgerin und eines jeden einzelnen Bürgers 
in unserem Land. Im Vordergrund steht dabei die Orientierung am Gemeinwohl.“ (Glück 
2008: 87, Kursivschrift im Original). 

 

Wie oben bereits erläutert, wird auch hier wieder klar Bezug auf das Gemeinwohl 

genommen, es wird an Werte und Tradition appelliert. Verfolgt man Glücks Darstel-

lung, gliedert sich Verantwortung in vier Bereiche. Erstens muss die Eigenverantwor-

tung vor der Verantwortung der Gemeinschaft stehen, zweitens muss jede_r Bür-

ger_in bereit sein, für andere Verantwortung zu übernehmen, drittens muss jede_r 

Bürger_in für das Gemeinwesen im Sinne des Gemeinwohls Verantwortung über-

nehmen und viertens muss jede_r Bürger_in bereit sein, „für die Zukunft und die 

                                            
32

 Glück wird in diesem Zusammenhang häufiger zitiert, da seine Sichtweise stellvertretend für die 
der CDU/CSU gesehen werden kann und die in den Programmen dieser Parteien genannten Inhal-
te wiedergibt (Er war 10 Jahre lang Vorsitzender der Grundsatzkommission der CSU und hat somit 
deren Inhalte maßgeblich beeinflusst). 
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Nachkommen“ Verantwortung zu übernehmen (vgl. Glück 2008: 87f.). Diese Gliede-

rung verdeutlicht das Subsidiaritätsprinzip33 und zeigt, in welchen Dimensionen Ver-

antwortung gedacht wird. Im Grundsatzprogramm der CDU von 2007 heißt es: „Soli-

darität erfordert Subsidiarität. Subsidiarität erfordert eigenverantwortliches Handeln. 

Der Staat soll dem Bürger dieses Handeln ermöglichen und erleichtern.“ (CDU 2007: 

9). Zuerst sollen also die eigenen Probleme aus eigener Initiative und ohne Belas-

tung des Gemeinwesens gelöst werden, gleichzeitig wird aber erwartet, dass für 

eben dieses Gemeinwesen Verantwortung übernommen wird. Glück erklärt weiter-

hin, 

„[e]rst wenn er [der/die Einzelne, Anm. L.R.] trotz eigener Anstrengung überfordert ist, ein 
menschenwürdiges Leben zu führen, hat er Anspruch auf Hilfe durch die Solidargemein-
schaft. Jeder, der von den Leistungen anderer profitiert, hat dann auch die moralische 
Verpflichtung, selbst wieder seinen Beitrag zu leisten für seine Mitmenschen und für das 
Gemeinwohl.“ (Glück 2008: 91). 

 

Unter diesem Aspekt steht also auch das Engagement, es öffnen sich quasi zwei Zu-

gänge: Zum einen ist dieses nicht nur freiwillig sondern in gewisser Weise dann auch 

eine ‚moralische Verpflichtung‘, zum anderen ist es aber auch Lückenbüßer_in für 

Aufgaben, die von staatlicher Seite nicht mehr erbracht werden, da dies nun in die 

‚Verantwortung‘ der Bürger_innengesellschaft fällt. 

3.2.3 ‚Sinnvolle Tätigkeit‘ 

Ein weiterer Aspekt, der in dieser Debatte vielfach auffindbar ist, ist die Möglichkeit, 

Menschen durch so stilisierte ‚sinnvolle Tätigkeiten‘ wieder in die Gesellschaft oder 

doch eher Gemeinschaft zu integrieren. Was ‚Integration‘ hier bedeutet bleibt zwei-

felhaft und wird selten genauer expliziert. Liest man die verschiedenen Befürwor-

ter_innen dieser Forderung, so wird in jedem Fall deutlich, dass vor allem Menschen 

gemeint sind, die derzeit Transferleistungen beziehen und denen aufgrund dessen 

unterstellt wird, keinen (sinnvollen) Beitrag zum Gemeinwohl zu leisten. Dettling er-

läutert hierzu: „Wir brauchen […] mehr Bürgergesellschaft, um Menschen jenseits der 

Erwerbsarbeit an der Gesellschaft teilhaben zu lassen und gesellschaftliche Aufga-

                                            
33

 Herausgearbeitet wurde das Subsidiaritätsprinzip in der katholischen Soziallehre in den 1930er 
Jahren, es „[…] geht im Wesentlichen davon aus, dass die jeweils größere Einheit in einer Gesell-
schaft nur dann eingreifen soll und darf, wenn die untergeordnete Einheit aus eigener Kraft nicht 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben in der Lage ist.“ (Gehrmann 2011: 888). Es geht hier, wie benannt, um 
die Erfüllung von Aufgaben, nicht um das Erlangen von Lebensqualität, das Sichern der eigenen 
Existenz oder ähnlichem. 
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ben mit sinnvollen Tätigkeiten verbinden zu können.“ (Dettling 2008: 222, Kursiv-

schrift im Original). Veränderungen dessen werden auf verschiedene Weise vorge-

schlagen. Zum einen wird gefordert, dass diese Menschen als ‚Gegenleistung' zu 

den empfangenen Geldern oder Sachleistungen Engagement für die Gemeinschaft 

zeigen könnten. Zum anderen wird gefordert, dass die monetären Leistungen in di-

rektem Zusammenhang mit der Arbeit für das Gemeinwohl34 stehen, wie beispiels-

weise bei dem Modell der Bürgerarbeit35 oder der sogenannten Gemeinwohlarbeit. 

Hierbei handelt es sich um ein Modellprojekt aus NRW, welches Arbeitsgelegenhei-

ten bereitstellt und vermittelt.36 Dies geschieht in enger Zusammenarbeit mit dem/der 

jeweiligen Fallmanager_in in der Arge und unter bestimmten Konditionen. Es geht 

vorrangig um solche „Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung“. Die 

Teilnehmenden verpflichten sich zu 30 Wochenstunden Arbeitszeit, sowie zu 4 Stun-

den qualifizierenden Maßnahmen die Woche (vgl. GemeinwohlArbeit NRW 2012: 1). 

Es wird vorab festgelegt, dass hieraus keine weitere Beschäftigungsverpflichtung 

erwächst, allerdings wird damit geworben, nach der Teilnahme besser ‚vermittelbar' 

zu sein. So ist das formulierte Ziel der GemeinwohlArbeit NRW, den Teilnehmenden 

„[…] eine sinnvolle und strukturierte Tätigkeit anzubieten, um einen Beitrag dazu zu 

leisten, [i]hre Chancen auf dem Arbeitsmarkt wieder zu erhöhen und/oder [i]hre so-

ziale Situation zu festigen bzw. zu verbessern.“ (ebd.). Hier wird die Überschneidung 

von Engagement- und Arbeitsmarktpolitik deutlich, auch wenn diese ungern mitei-

nander in Verbindung gebracht werden möchten, da der eine Bereich eher die ‚guten 

Bürger_innen‘ betrifft, die sich bereits engagieren, der andere jedoch diejenigen, die 

erst aktiviert und wieder in die ‚Gemeinschaft integriert‘ werden müssen. Das Ge-

meinwohl und etwas Sinnvolles für die Gemeinschaft zu tun durchdringen also beide 

Bereiche gleichermaßen. 
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 Lessenich verweist mit Bezug auf Offe „[…] auf die politische Instrumentalisierbarkeit des Gemein-
wohlbegriffs ‚zur Verbreitung von Ressentiments und Diskriminierungen' (Offe 2001: 472) deren 
mögliches Wirkungsspektrum von der moralischen Infragestellung bestehender Rechtsansprüche 
über deren formelle Widerrufung bis hin zur Ausweitung positivierter Rechtspflichten reicht.“ (Les-
senich 2003: 217) 

35
 Alt beschreibt diese folgendermaßen: „Die Grundidee der Bürgerarbeit besteht in der konsequen-

ten Aktivierung des gesamten Arbeitslosenbestandes bei gleichzeitigem Angebot von gemeinnützi-
ger, sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung für diejenigen Menschen, die trotz guter konjunk-
tureller Lage mittelfristig keine Chance am ersten Arbeitsmarkt haben.“ (Alt 2010: 85; zit. n. Matysik 
et. al. 2011: 27; Kursivschrift im Original), Matisyk et. al. stellen als Ziel insbesondere die „Sinnstift-
tung durch Arbeit“ (Matysik et. al. 2011: 29) heraus. 

36
 Dies kann exemplarisch für verschiedene Formen von Arbeitsgelegenheiten verstanden werden, 

die unter unterschiedlichen Bezeichnungen vermittelt werden. 
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3.3 Formen und Reichweite der Partizipation 

An den in diesem Kapitel vorgestellten Bedingungen und Vorzeichen von 

Partizipation lässt sich erkennen, in welcher Form sie vor allem gewünscht ist. Hier 

hilft es, nochmals Glück zu zitieren: 

„In der Aktiven Bürgergesellschaft ist der Bürger nicht Kunde des Dienstleistungsunter-
nehmens Staat, sondern mündiger Staatsbürger, der sich mitverantwortlich fühlt und ein 
Teil des Gemeinwesens ist. Ein zentrales Merkmal der Aktiven Bürgergesellschaft ist 
deshalb die Teilhabe und die Mitwirkungsmöglichkeit der Bürgerinnen und Bürger, ange-
fangen bei den öffentlichen Aufgaben, etwa in der Kommunalpolitik.“ (Glück 2008: 93; 
Kursivschrift im Original). 

 

Interessant ist hier, dass Glück in vielen Teilen seiner Ausführungen zum einen expli-

zit den Begriff des „Staatsbürgers“ benutzt, womit er implizit aussagt, dass damit nur 

Menschen mit einer deutschen Staatsangehörigkeit gemeint sind, zum anderen wird 

hier verdeutlicht, was Partizipation bedeutet, nämlich Mitwirkung und nicht Mitent-

scheidung. Was genau unter Teilhabe verstanden wird, ist darüber hinaus nicht er-

kennbar. Im Grundsatzprogramm der CDU werden die Formen des Engagements 

folgendermaßen beschrieben: 

„Demokratische Beteiligung des Bürgers drückt sich in Wahlen und Abstimmungen, aber 
auch in vielfältigen Formen des bürgerschaftlichen Engagements aus. Unsere lebendige 
Demokratie benötigt freiwilliges und unentgeltliches Engagement und baut auf aktive 
Bürger.“ (CDU 2007: 84). 

 

Erinnert man sich also an die im zweiten Kapitel dargestellte Partizipationsleiter nach 

Arnstein bzw. nach Lüttringhaus, ist ersichtlich, dass die (gewünschten) Formen der 

Partizipation selten über die Stufe der Mitwirkung hinausgehen. Spricht Glück hier 

von Aufgabenübernahme in der Kommunalpolitik, so geht es um eine Mitarbeit bei 

den Hauptamtlichen, die den Engagierten Aufgaben übergeben, die vorher bereits 

entschieden wurden. So gibt es kleine Teilbereiche, die bearbeitet werden, aber kei-

ne Mitbestimmung auf höherer Ebene. 

Die Partizipationsformen sind auf der einen Seite vielfältig, wie die verschiedenen 

Felder der Tätigkeiten im Freiwilligensurvey zeigen, allerdings nicht von großer 

Reichweite. Sie bilden zwar einen wichtigen Teil der Gesellschaft, da sie durch ihr 

Engagement bestimmte Räume und Möglichkeiten schaffen, können aber so wenig 

Einfluss auf Entscheidungen nehmen. 

Die Hauptformen des Engagements sind laut Freiwilligensurvey das Organisieren 

von Veranstaltungen, das Ausführen praktischer Arbeiten sowie persönliche Hilfeleis-
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tungen (vgl. Geiss/Gensicke 2010: 33f). Interessenvertretung und Mitsprache finden 

sich erst an fünfter Stelle mit lediglich 37% (vgl. ebd.) und beziehen sich besonders 

auf den Bereich der Politik, worunter im Freiwilligensurvey größtenteils die Mitarbeit 

in Parteien und Kommunalpolitik verstanden wird. 

Auch die Engagierten in Organisationen, die hauptsächlich vom Freiwilligensurvey 

erfasst werden, haben vermehrt den Eindruck, in ihren Einrichtungen nicht ausrei-

chend mitbestimmen zu dürfen (vgl. Geiss/Gensicke 2010: 31). 

3.4 Zusammenfassung 

Kommt man auf die Frage zurück, ob Partizipation in den verschiedenen Politikfel-

dern ermöglicht wird, wird man feststellen, dass zwar Teilaspekte verwirklicht werden, 

eine umfassende Partizipation allerdings ausbleibt. Insbesondere im Bereich der Ar-

beitsmarktpolitik wird der Partizipationsanspruch nicht erfüllt, da es hier eher um 

Sanktionen und das Arbeiten mit Existenzangst denn um wirkliche Teilhabe geht, 

auch wenn Begriffe wie ‚Eingliederungsvereinbarung‘ oder ähnliche vermuten lassen 

könnten, dass es auch um Mitentscheidung über die eigenen Belange geht. Letztlich 

wird dies aber durch die Vorschrift, dass jede zumutbare Arbeit anzunehmen ist nicht 

erfüllt und die Selbstbestimmung der Menschen stark eingeschränkt. Arbeitsmarktpo-

litische Instrumente und die Eingliederung in ‚gemeinwohlorientierte Tätigkeiten‘ kön-

nen also nicht als vollständige Partizipation verstanden werden. Im Bereich der En-

gagementpolitik wird zwar der Freiwilligkeit eher Rechnung getragen, allerdings führt 

auch das hier vor allem gewünschte Bürgerschaftliche Engagement nicht zwingend 

zu demokratisierenden Effekten und mehr Mitsprache. Die vorgestellten Grundge-

danken zeigen, auf welche Weise und durch welche Haltungen die Diskurse geprägt 

sind. Nämlich durch die Orientierung am Gemeinwohl und der wie auch immer defi-

nierbaren Gemeinschaft, durch Eigenverantwortung und die Annahme, dass vor al-

lem Arbeit oder erwerbsarbeitsähnliche Aufgaben sinnvolle Tätigkeiten sind und so-

mit gefördert werden sollten. Zudem scheinen auch andere in Kapitel zwei vorgestell-

te Dimensionen von Partizipation nicht erfüllt, wie beispielsweise der Zugang zu Res-

sourcen oder der Abbau von behindernden Strukturen. 
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4. Kritik an aktuellen Verständnissen von Partizipation 

Im Folgenden soll anhand von vier Punkten eine Kritik an den derzeitig dominieren-

den Konzepten von Partizipation geübt werden. Insbesondere die Teilkapitel 4.1 so-

wie 4.2 greifen auf die zu Beginn erstellte Begriffsbestimmung von Partizipation zu-

rück, um anhand dieser eine Kritik zu formulieren, während sich die Kapitel 4.3 und 

4.4 eher direkt aus den im vorherigen Kapitel vorgestellten Ansätzen ergeben. 

4.1 Mangelnde Mitentscheidungsmöglichkeiten 

„Ohne Partizipation keine Demokratie und ohne eine demokratische 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern an Entscheidungsprozessen 
keine wirkliche Partizipation.“ (Wagner 2012: 32) 

 
Wie bereits mehrfach angedeutet, spielt in den aktuellen Formen der Partizipation die 

reale Mitentscheidung an und in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen keine 

besondere Rolle. Zwar können die Engagierten in ihren kleinen Zusammenschlüssen 

über einzelne Dinge mitentscheiden, erhalten aber weder Einfluss auf die Organisati-

onsstruktur (z.B. in Wohlfahrtsverbänden oder Gewerkschaften) noch auf gesamtge-

sellschaftlicher Ebene. 

Es stellt sich neben der Frage, ob überhaupt (mit)entschieden werden kann, die nach 

dem Gegenstand der Entscheidung. Wagner spricht sogar davon, dass Partizipation 

sich vorrangig auf die Zustimmung zu im Vorfeld bereits von anderen getroffenen 

Entscheidungen beschränkt (vgl. Wagner 2012a: 25), was auch mit den schon in den 

1970er Jahren gemachten Erkenntnissen von Bachrach und Baratz übereinstimmen 

würde, die in diesem Zusammenhang von sog. „Nicht-Entscheidungen“ 

(Bachrach/Baratz 1977: 78) sprechen. Eine Nicht-Entscheidung ist nach ihnen „[...] 

eine Entscheidung, die in der Unterdrückung oder Vereitelung einer latenten oder 

manifesten Bedrohung von Werten oder Interessen der Entscheidungsträger resul-

tiert“ (Bachrach/Baratz 1977: 78). Dies „[...] dient als Mittel, um Forderungen nach 

einer Veränderung der bestehenden Allokation von Vergünstigungen und Privilegien 

[…] zu ersticken, schon bevor sie artikuliert worden sind [...]“ (ebd.).37 Die bedeu-

tungsvollen Entscheidungen werden demnach im kleinen Kreis von Eliten getroffen 

werden, um dann über kleine Variablen, die das Beschlossene nicht mehr angreifen 

können, auch die Bürger_innen entscheiden zu lassen..Wagner spricht weiterhin da-
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 Zu den vier Formen von Nicht-Entscheidungen siehe Bachrach/Baratz (1977: 78ff). 
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von, dass es nicht um Erweiterung der Demokratie gehe, sondern viel mehr auspro-

biert werde  

„[…] wie sich diese [neue Form der Partizipation
38

, Anm. L.R.] einhegen, kanalisieren und 
instrumentalisieren lässt. Das breite Bedürfnis nach mehr direkter Demokratie wird auf 
Bahnen gelenkt, die manches veränderbar machen, die grundsätzliche Verteilung von 
Macht und Eigentum aber nicht infrage stellen.“ (Wagner 2012b) 
 

Dies erinnert wiederum an die oben kurz angeschnittenen Merkmale der Postdemo-

kratie (vgl. Fußnote 17), die genau diese Punkte aufzeigt und einen Mangel an de-

mokratischen Mitentscheidungsmöglichkeiten diagnostiziert. 

4.2 Ausblendung strukturell-gesellschaftlicher Problemlagen 

Wie in der Begriffsbestimmung bereits angesprochen, ist es elementar für eine gelin-

gende Partizipation, dass ausschließende Faktoren analysiert und nach Möglichkeit 

eliminiert werden. Dies geschieht unter den aktuellen Bedingungen des Bürgerschaft-

lichen Engagements nur selten. Es wundert daher nicht, wenn von verschiedenen 

Autor_innen (bspw. Kessl 2006; Wagner 2012) von einer Art „Mittelschichtsveranstal-

tung“ gesprochen wird. Diese Betitelung bezieht sich vor allem darauf, dass derzeit 

vorrangig Menschen mit einem gesicherten ökonomischen und sozialen Status über 

die notwendigen Ressourcen verfügen, um in verschiedenen Bereichen zu partizipie-

ren. Ein viel zitiertes Beispiel ist hier die in Hamburg angestrebte Schulreform, wel-

che durch einen Volksentscheid, hauptsächlich vorangetrieben von wohlhabenden 

Hamburger_innen, gekippt wurde. Diese Menschen haben viel Zeit und auch Geld in 

ihre Kampagne investiert und den entsprechenden ‚Erfolg‘ geerntet. Über die eigent-

lichen Ziele der angedachten Reform mag man streiten, aber dennoch hätte sie ei-

nen Versuch unternommen, die herrschende Ungerechtigkeit im Bildungssektor um 

ein Minimum zu verbessern, was von den Eltern, deren Kinder ohnehin besser aus-

gestattet und mit weniger oder zumindest anderen Problemen dem Schulalltag be-

gegnen, vereitelt wurde. Die Zeitschrift ‚Widersprüche‘ spricht an dieser Stelle davon, 

dass diese Mittelschicht sich also nicht mit der von sozialem Ausschluss bedrohten 

oder betroffenen Bevölkerung solidarisiert, sondern sie eher als Gegenspielerin be-
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 Wagner bezieht sich hier vor allem auf das von Merkel umgesetzte Instrument des „Bürger-
Dialogs“, welche in verschiedenen Städten geführt wurden und danach in ein Buch (Dialog über 
Deutschlands Zukunft) mündeten.  



4. Kritik an aktuellen Verständnissen von Partizipation 

37 

trachtet (vgl. Widersprüche 2012: 4).39 

Es bleibt also die Frage offen, inwiefern strukturelle Benachteiligungen und sozialer 

Ausschluss überhaupt in der aktuellen Diskussion um Partizipation bzw. bürger-

schaftliches Engagement ihren Platz finden. Hauptsächlich findet man hier individua-

lisierende und kulturalisierende Begründungen, die eher eine mangelnde Bereitschaft 

und fehlende Kompetenzen seitens der ‚Nicht-Engagierten‘ anstelle von fehlenden 

Rahmenbedingungen heranziehen. Munsch beschreibt, dass die Zivilgesellschaft, in 

welcher Engagement vorrangig verortet wird, vor allem als harmonische Gemein-

schaft, in der alles friedlich ausgehandelt wird und wo alle gleichgestellt sind, gedacht 

wird und so in dieser Konstruktion Ungleichheit eigentlich nicht vorkommen könne 

(vgl. Munsch 2011: 750). Sollte doch in Augenschein genommen werden, dass be-

stimmte Bevölkerungsgruppen nicht so stark vertreten sind wie andere, wird dies 

hauptsächlich mit oben angeführten Begründungen erklärt. Die Frage, inwiefern Par-

tizipation zur Verringerung von sozialer Ungleichheit und daraus resultierendem Aus-

schluss beitragen könnte, wird selten gestellt. Wenn doch, wird sie damit beantwor-

tet, dass das Engagement selbst der Königsweg der Integration sei und dementspre-

chend die weniger präsenten Menschen dabei unterstützt werden müssten, die ent-

sprechenden Kompetenzen zu erlernen (vgl. ebd.). Munsch zufolge wäre eine Bereit-

stellung eines Grundeinkommens eine (unter anderen) sinnvolle Maßnahme, um 

Menschen Partizipation zu ermöglichen, da sie dann zumindest schon einmal keine 

Sorge um ihre materielle Sicherheit haben müssten und somit auch für andere Dinge 

Zeit und Muße finden könnten (vgl. ebd.). Diese Thematik wird allerdings kaum mit 

der um Engagement zusammen gebracht. Als förderliche Rahmenbedingungen wer-

den eher besserer Versicherungs- und Haftschutz sowie Steuererleichterungen (vgl. 

CDU 2011) verstanden, als eine grundlegendere (ökonomische) Umverteilung anzu-

streben. 
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 Böhnke spricht von einem Teufelskreis. Sie erklärt: „Wenn benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
seltener partizipieren und zur Wahl gehen, ist der Anreiz für Politiker gering, ihre Interessen zu ver-
treten. Umgekehrt ist der Anreiz zu wählen für Menschen gering, die ihre Interessen nicht vertreten 
sehen.“ (Böhnke 2011: 20). Dies lässt sich auch auf andere Partizipationsformen übertragen und 
wirkt sich, gerade in Bezug auf die „Mittelschichtsveranstaltungen“, auf die Zusammensetzung von 
bestimmten Gruppen, Gremien etc. aus. 
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4.3 Umdeutung ehemals emanzipatorischer Begriffe 

Begriffe wie ‚Partizipation', ‚Verantwortung', ‚Empowerment' verlieren in ihrer aktuell 

dominierenden Auslegung ihren emanzipatorischen Ansatz und werden zu beliebi-

gen, mit unterschwelligen Schuldzuweisungen behafteten Begriffen. Genutzt wird die 

ehemals positive Besetzung (vgl. Weyers 2006: 217), sodass hierunter schleichend 

andere Verständnisse eingeführt werden können. Fehren verdeutlicht das mit Bezug 

auf Bauer an dem Begriff der „Bertelsmannisierung“ (Bauer 2006: 863; zit. n. Fehren 

2008: 50). Damit drückt er aus, dass Bertelsmann sich eine Monopolstellung erarbei-

tet und „[...] mithilfe populärer Programmatiken […] demokratische Prozesse der poli-

tischen Willensbildung unterläuft und somit das Konzept der Zivilgesellschaft als Ve-

hikel für die Einführung streng neoliberaler und managerialistischer Prinzipien miss-

braucht“ (Fehren 2008: 50). Dies geschieht vor allem durch die Verwendung positiv 

besetzter Begriffe, die zwar in den Programmen auftauchen, allerdings keine Umset-

zung finden. So erklärt Bauer, dass bei sogenannten Kommunalkongressen der Ber-

telsmannstiftung immer nur die kommunalpolitischen Eliten eingeladen seien, aller-

dings nie die Bürger_innen, sodass von der propagierten Basisdemokratie wenig zu 

sehen sei (vgl. ebd.). Auf diese Weise betreibt nicht nur diese Stiftung sondern auch 

andere politische Instanzen eine oben beschriebene Umdeutung. 

Diese soll nun am Begriff der Verantwortung, der in Kapitel drei in seiner neuen Deu-

tung bereits dargestellt wurde, erörtert werden. 

Verantwortung - emanzipatorisch gedacht - orientiert sich an den drei Komponenten 

„Selbstbestimmung, Mitbestimmung und Solidarität“ (Klafki 1991, zit. n. Weyers 

2006: 223). Es geht also nicht darum, Menschen von außen Verantwortung für etwas 

aufzuerlegen, was nicht in ihrem Wirkungsraum liegt, sondern die Selbstbestimmung 

des Menschen zu achten und zu unterstützen und so die Möglichkeit zu schaffen, 

Verantwortung für das eigene Leben übernehmen zu können. Das wird aus dieser 

Sichtweise aber nicht nur über die individuellen Voraussetzungen begründet, son-

dern ebenso darin, dass für derartige Verantwortung auch die Rahmenbedingungen 

da sein müssen, denn „[…] jemand kann für sein Handeln nur in dem Maße verant-

wortlich gemacht werden, in dem er die Zwecke und Mittel seines Handelns bestim-

men oder beeinflussen kann. Man kann also Individuen nicht für gesellschaftliche 

Probleme verantwortlich machen.“ (Weyers 2006: 220; Kursivschrift im Original). Ge-

nau dies passiert aber in der neosozialen Deutung von Verantwortung, denn „[…] die 
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Akteure sollen dazu angeleitet werden, selbst Verantwortung für ihr eigenes, ‚ge-

meinwohlkompatibel' zu gestaltendes, Leben zu übernehmen“ (Oelkers/Richter 2009: 

35). Der neoliberale oder neosoziale Verantwortungsbegriff „[...] dient insofern dem 

Zweck, die Gesellschaftsmitglieder zu aktivem und engagiertem Verhalten zu bewe-

gen und notfalls – falls dies nicht geschieht – für ihr sozialschädliches Handeln mit 

entsprechenden Sanktionen zur Rechenschaft zu ziehen.“ (Heidbrink 2006:26; zit. n. 

Oelkers/Richter 2009: 38f.). Lutz spricht hier von „Responsibilisierung“, also dem 

Verantwortlich-machen der Akteur_innen, die „[…] Interventionen [zielen] primär da-

rauf, das unternehmerische Selbst im Individuum zu aktivieren.“ (Lutz 2011: 178).  

Degele und Winker (2011) erkennen dies auch bezogen auf die Kategorien ‚Klasse' 

und ‚Körper', die nicht, wie es beispielsweise bei den Kategorien ‚Geschlecht' und 

‚Rasse' der Fall ist, als naturgegeben und daher legitimierend für Ungerechtigkeiten 

konstruiert werden, sondern als aus eigener Motivation heraus veränderbar. Für die 

Kategorie ‚Klasse' gilt, dass Menschen sich nur anstrengen müssten, um eine gute 

Ausbildung und einen guten Job zu bekommen. Die Autor_innen erklären dies als 

eine „Leistungsideologie“, da „[…] sie nicht auf die Förderung sachlicher Leistungs-

fähigkeit beschränkt bleibt, sondern gleichzeitig die Ungleichheit von Lebenschancen 

rechtfertigt.“ (Degele/Winker 2011: 55). Für ‚Körper' bedeutet das die Fokussierung 

auf Gesundheit, Belastbarkeit und Jugend, und die Fähigkeit, dies durch eigene Vor-

sorge und „Risikomanagement“ möglichst lange zu erhalten, was durch verschiedene 

Diskurse und Medien gefördert wird (ebd.: 58). 

Eigenverantwortung wird somit auch zur Legitimation eines strukturellen Um- bzw. 

Abbaus des Sozialstaats (vgl. Weyers 2006: 217), weg von sozialer Gerechtigkeit, 

hin zu „Leistungsbereitschaft und Eigenverantwortung“ (ebd.). Kessl (2011: 1770) 

beschreibt in Anlehnung an Olk, dass „[...] die Relation zwischen ‚Rechten und 

Pflichten' daher neu austariert werden, die Eigenverantwortung der Nutzer öffentli-

cher Dienstleistungsangebote aktiviert werden [müsse]“. Dies erinnert zudem an den 

von Foucault geprägten Begriff der „Gouvernementalität“, der „einen umfassenden 

Begriff von Regierung mit der historisch veränderlichen Art, wie über Regierung 

nachgedacht wird […]“ verbindet (Stövesand 2007: 309). Dieser Begriff beinhaltet die 

Doppeldeutigkeit des Regierens, also das Führen anderer und das Führen des eige-

nen Selbst (vgl. ebd.: 310). In den aktuellen Entwicklungen lässt sich von einer Gou-

vernementalisierung sprechen, hiermit ist, ähnlich wie Lessenich dies bei dem Begriff 
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des „Neosozialen“ erklärt, die Verlagerung von Regierungsweisen. Also der Über-

gang von Fremd- zu Selbststeuerung, gemeint Beispielsweise die Verlagerung von 

staatlicher Risikovorsorge zur ‚Selbstsorge‘. Foucault macht allerdings deutlich, dass 

hier auch eine Chance für Widerständigkeit und Aufruhr liegt (vgl. ebd.: 312).40 

4.4 Erwerbsarbeitszentrierung 

Trotz konstanter (Erwerbs-)Arbeitslosigkeit (aktuell, Stand Juli 2012, ca. 2,8 Millionen 

Menschen41 (vgl. Statistisches Bundesamt 2012)) und dem Wissen darum, dass 

Vollbeschäftigung kaum mehr erreicht werden kann42, findet sich in sämtlichen ge-

sellschaftlichen Kontexten ein hoher Bezug zur Erwerbsarbeit.43 Die Enquete Kom-

mission zur Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements spricht sogar von einer 

„Erwerbsarbeitsgesellschaft“ (Deutscher Bundestag 2002: 45). Hier wird dargestellt, 

dass vor allem über diese Form von Arbeit „Einkommen, persönliche Anerkennung, 

soziale Integration und soziale Sicherheit“ (ebd.) erworben und erhalten werden. Das 

Ziel von Transferzahlungen ist die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt (vgl. 

Deutscher Bundestag 2011: 33), sodass quasi jede Arbeitsstelle angenommen wer-

den muss (Zumutbarkeitsprinzip; §10 SGB II; vgl. Stascheit 2008: 166), da sonst 

Sanktionen wie Kürzung oder Streichung der Leistungen drohen. Das zentrale Mo-

ment, über welches eine Identifikation und eine wie auch immer geartete Integration 

stattfinden soll, ist die Erwerbsarbeit (vgl. Kessl 2009: 12). Partizipation wird nicht 

selten auf diesen schmalen Sektor verengt, was auch Auswirkungen auf die Formen 

und das Verständnis von Partizipation hat. Pöld-Krämer erläutert hierzu, dass beson-

ders seit den Hartz-Reformen das Verständnis von Teilhabe auf Erwerbsbeteiligung 
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  Das Konzept der Gouvernementalität ist ein sehr umfassendes und kann in der gegebenen Kürze 
nicht ausführlich dargestellt werden. Hilfreich sind die verschiedenen Schriften Michel Foucaults 
sowie Thomas Lemkes. 

41
 Es ist hierbei zu beachten, dass Menschen über 58, sowie Menschen, die gerade an einer Einglie-

derungsmaßnahme oder ähnlichem teilnehmen (müssen), in dieser Statistik nicht berücksichtigt 
werden (vgl. Urban 2012: 9). Zudem muss immer mitgedacht werden, inwiefern die Menschen, die 
als „Erwerbstätige“ in den Statistiken genannt werden, in prekären und unsicheren Arbeitsverhält-
nissen tätig sind. 

42
 Dies kann nur eine Prognose sein, da eine konkrete Vorhersage der Arbeitsmarktentwicklung nicht 

möglich ist, allerdings verweist die Tatsache, dass seit über 30 Jahren ein gewisser Sockel an (Er-
werbs-)Arbeitslosigkeit vorhanden ist (vgl. Bäcker et.al. 2008: 481f), auf eine relativ geringe Wahr-
scheinlichkeit einer wieder eintretenden Vollbeschäftigung.  

43
 Die beiden großen Partien CDU und SPD haben beide weiterhin das erklärte Ziel der Vollbeschäf-

tigung in ihren Grundsatzprogrammen verankert. 
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reduziert werde (vgl. Pöld-Krämer 2011: 900).44 

Auch wenn Engagement unbezahlt und in der Freizeit ausgeübt wird, hat es einen 

Andockpunkt in der Erwerbsarbeit. Dies hängt zum einen damit zusammen, dass das 

geförderte und gewünschte bürgerschaftliche Engagement vor allem von gut ausge-

statteten Erwerbstätigen ausgeübt wird und zum anderen damit, dass jene, die keiner 

Erwerbstätigkeit nachgehen, durch Engagement wieder an den ersten oder zweiten 

Arbeitsmarkt herangeführt werden sollen. 

Dieses Engagement wird nicht selten als die Lösung der ‚Krise der Erwerbsarbeit‘ 

verstanden, mit dem Anspruch, dass nun hierüber eine Integration in die Gesellschaft 

stattfinden könne (vgl. Kessl 2009: 14), ohne die oben erläuterten ausschließenden 

Mechanismen des Engagements mitzudenken. Hinzu kommt, dass der Grundgedan-

ke einer modernen Gesellschaft der/die „Aktivbürger_in“ ist. 

„Menschen werden als ‚aktiv' interpretiert, wenn sie regulär arbeiten oder von sozialstaat-
lichen Leistungen unabhängig sind, bzw. wenn sie, im Rahmen sozialpolitischer Aktivie-
rung, in arbeitsmarktzentrierte Integrationsprogramme eingebunden sind. Als passiv gel-
ten erwerbsfähige Leistungsbezieher/-berechtigte außerhalb der Aktivierungsprogramme, 
unabhängig von ihrer sonstigen Aktivität.“ (vgl. Berkel/Möller 2002: 47; zit. n. Dollinger 
2006:10). 
 

Ein anderer Punkt, an dem die Erwerbsarbeitszentrierung auch im Engagement deut-

lich wird, ist die Tatsache, dass Personen, die länger erwerbslos sind, bestimmte Fä-

higkeiten und soziale Kompetenzen abgesprochen werden, die wieder erlernt werden 

müssten bzw. die, im Falle der Erwerbslosigkeit, durch das Engagement beibehalten 

werden können. So erläutert die Bundesregierung in ihrer Antwort auf eine große An-

frage, dass auch Erwerbslose Bürgerschaftliches Engagement ausüben können, „[…] 

was dem Erwerb oder Erhalt von Kenntnissen und Fertigkeiten dienen kann, die die 

Beschäftigungsfähigkeit und damit die Chancen auf Wiedereingliederung erhöhen.“ 

(Deutscher Bundestag 2011: 34). So 

„[…] gilt Armut [nicht] im Sinne wirtschaftlicher Bedürftigkeit, sondern als zweifacher 
Mangel an sozialen Ressourcen und nachhaltigem Interesse an solchen Ressourcen […] 
als wesentlicher Grund für Exklusion/Soziale Ausgrenzung. Entsprechend wird die Her-
stellung von T[eilhabe] immer weniger als Frage der ökonomischen Verteilungs- und 
stattdessen als politische Beteiligungs- und Chancengerechtigkeit (Sanders u.a.) disku-
tiert […]“ (Pöld-Krämer 2011: 899). 
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 Als Alternative zu der starken Zentrierung auf Erwerbsarbeit schlägt Frigga Haug die „Vier-in-
Einem-Perspektive“ (Haug 2008) vor, die hier nicht im Einzelnen dargestellt werden kann. Grund-
legend ist, dass sie vier Bereiche des Lebens ausmacht, die gleichberechtigt bestehen und sich 
nicht gegenseitig über oder untergeordnet werden sollten, aber natürlich miteinander verknüpft sind 
(Haug 2008: 20). Dies ist der Bereich der Erwerbsarbeit, der Reproduktionsarbeit, die kreative bzw. 
kulturelle Arbeit sowie die politische Arbeit (vgl. ebd).  
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Anhand dieses Zitates wird deutlich, wie stark der Verständnis-Wandel von ökonomi-

scher Notlage zu sozialer Notlage vor sich geht, also auch von äußerlich bestimmten 

Faktoren (Armut) zu nach innen verlagerten Begründungen (mangelndes Interesse). 

Der Teilhabe-Diskurs wird so zu einer Farce, wenn über Chancengerechtigkeit ge-

sprochen wird, aber die Voraussetzungen hierfür nicht gegeben sind. Umgekehrt lie-

ße sich zugespitzt ableiten, wenn die Individuen größeres Interesse an ihrer sozialen 

‚Integration‘ hätten, also sich engagieren würden, wäre die Gefahr des sozialen Aus-

schlusses gebannt, unabhängig von anderen Ressourcen, die eine Rolle spielen. 

Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Zugängen und Ausschlüssen werden 

völlig ignoriert. 

4.5 Zusammenfassung 

Fasst man die einzelnen Kritikpunkte zusammen, fällt auf, dass in aktuellen Themati-

sierungen von Partizipation selten das ‚große Ganze‘ mitgedacht wird, sondern ledig-

lich Teilbereiche Beachtung finden. 

Es findet eine gewisse Form von Demokratisierung statt, allerdings nur einge-

schränkt, da erstens nur bestimmte, vorher festgelegte Entscheidungen getroffen 

werden können und zweitens nur bestimmte Bevölkerungsgruppen von diesen Parti-

zipationsformen profitieren können, nämlich die mit genügend Zeit und Kapital. 

Die aktuellen Ansätze nutzen Begriffe, die eine positive Besetzung aufweisen und 

deuten diese dem neuen Zweck entsprechend um, dies wurde am Beispiel ‚Verant-

wortung‘ verdeutlicht. Die ehemals emanzipatorisch gedachten Begriffe erwecken 

nicht sofort den Anschein in den Dienst neoliberaler und neosozialer Auslegungen 

genommen worden zu sein und sind so schwerer zu kritisieren. Es ist daher dringend 

erforderlich, Begriffe und vor allem die daraus resultierenden Konsequenzen zu be-

leuchten und zu hinterfragen, um zu bestimmen, was sich dahinter verbirgt. 

Es wurde gezeigt, wie sehr die Diskurse durch die Erwerbsarbeit geprägt sind und 

wie sich diese Haltung in den verschiedenen Politiken, die mit Partizipation in Berüh-

rung sind, auswirkt. 
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5. Partizipation und Soziale Arbeit 

Betrachtet man die oben beschriebenen Ansätze und Veränderungen stellt sich die 

Frage, ob und wenn ja welche Bedeutung sie für die professionelle Soziale Arbeit 

haben. Dies kann aus verschiedenen Perspektiven veranschaulicht werden. Zum 

einen schlägt sich die Debatte nieder in der Annahme einer Substitution Sozialer Ar-

beit durch freiwillig Engagierte (vgl. Dahme/Wohlfahrt 2011: 49), zum anderen in der 

gleichzeitigen Aufwertung und erhöhten Anerkennung Sozialer Dienste vonseiten des 

Staates durch aktivierungsorientierte Angebote (vgl. Kessl 2009: 18). So soll Soziale 

Arbeit „[…] einen Beitrag leisten, dass an Stelle von Leistungen, die der Sozialstaat 

nicht mehr übernehmen will, personenbezogene Aktivierungsstrategien übermittelt 

werden, die (in der Lesart der Aktivierungspolitik) dem einzelnen Fall auf die Sprünge 

helfen.“ (Buestrich et. al. 2010: 1). 

Wie relevant Partizipation für die Soziale Arbeit oder ihre einzelnen Teilbereiche wirk-

lich ist, hängt stark davon ab, welches Selbstverständnis (persönlich und professio-

nell) zugrunde gelegt wird.Es ist offensichtlich, dass auch die Soziale Arbeit einem 

Wandel unterliegt, sich einer Ökonomisierung und ‚Verdienstleistunglichung‘ gegen-

übersieht (vgl. Schnurr 2002: 1332). Rieger macht folgende Phasen aus, denen sich 

die Soziale Arbeit bisher gegenüber sah: „Politisierung“ in den 1960er und 1970er 

Jahren, „Therapeutisierung“ in den 80er Jahren und „Ökonomisierung“ seit den 

1990er Jahren (vgl. Rieger 2007: 92). 

Lutz konstatiert im Rahmen der „Responsibilisierung“ (Lutz 2011: 178; vgl. Kapitel 

4.3) eine Rückbesinnung auf eine „Politik der Lebensführung“ (ebd.), also auf eine 

Veränderung des Verhaltens der Subjekte und nicht der Verhältnisse (vgl. ebd.). Um-

gangsweisen der Sozialarbeitenden mit den Adressat_innen gliedert er in verschie-

dene Kategorien, je nach Art der Lebensführung und Anpassung: „Anreize für dieje-

nigen, die fähig und willens sind, sich diesen Anforderungen zu stellen – die Aktiven. 

Integrationshilfen, Druck und Kontrolle für die Bedürftigen und Aktivierbaren. Bloße 

Verwaltung für diejenigen, die dazu nicht fähig und in der Lage sind; Ausschluss und 

Repression für die ‚Gefährlichen.‘“ (ebd.: 179; Kursivschrift im Original). Erschre-

ckend sind weiterhin die von Lutz erforschten Einstellungen heutiger Studierender 

Sozialer Arbeit, die zu 50% davon ausgehen, Arbeitslose erhielten einen Job, wenn 

sie es wirklich wollten und die zu drei Viertel davon ausgehen, dass Menschen sich 
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als Leistungsempfänger_innen einrichten und dies auch an ihre Kinder weitergäben 

(vgl. ebd. 181), was stark an die Haltung Dettlings erinnert, der von einer Bekämp-

fung einer Kultur der Abhängigkeit spricht (vgl. Kapitel 3).  

Dennoch oder gerade deshalb soll in dieser Arbeit trotz der bestehenden Widersprü-

che an eine emanzipatorische und politische Soziale Arbeit appelliert werden, die 

nicht nur auf individueller und kleinräumiger Ebene ihre Adressat_innen unterstützt 

(was ebenfalls eine zentrale Aufgabe sozialer Arbeit ist, die aber nicht allein stehen 

kann), sondern ebenso an den strukturellen Bedingungen (sowohl der ‚Professionel-

len‘ als auch der Adressat_innen) arbeitet (vgl. Klüsche et. al. 1999). 

Um dies zu vertiefen, soll an dieser Stelle anhand von Ausschnitten der Definitionen 

der International Federation of Social Work (IFSW) und des Deutschen Berufsver-

bandes Sozialer Arbeit (DBSH) geklärt werden, was unter Sozialer Arbeit verstanden 

wird und was daran ‚politisch' ist. 

„The social work profession promotes social change, problem solving in human relation-
ships and the empowerment and liberation of people to enhance well-being. Utilising the-
ories of human behaviour and social systems, social work intervenes at the points where 
people interact with their environments. Principles of human rights and social justice are 
fundamental to social work“ (IFSW 2012). 

 

Insbesondere der letzte Satz, der sich auf die Menschenrechte und Soziale Gerech-

tigkeit als Referenzpunkte bezieht, verdeutlicht den politischen Charakter Sozialer 

Arbeit. Mit politisch soll hier nicht in erster Linie eine bestimmte politische Richtung 

gemeint sein, sondern vor allem die Orientierung an diesen (menschenrechtlich-

orientierten) Grundsätzen, welche rassistische, sexistische und generell diskriminie-

rende Haltungen ausschließt. Politisch ist weiterhin, Macht- und Herrschaftsverhält-

nisse zu hinterfragen, was ebenfalls notwendig ist, wenn man für Soziale Gerechtig-

keit eintreten möchte. 

Der DBSH stellt unter anderem heraus: 

„Die Profession Soziale Arbeit hilft der Gesellschaft, indem sie unmittelbar den sozialen 
Zusammenhalt fördert, darüber hinaus gesellschaftliche Veränderungsbedarfe anmahnt, 
zu deren Umsetzung beiträgt und Teilhabe aller BürgerInnen ermöglicht und unterstützt.“ 
(DBSH 2005). 

 

Betrachtet man auch hier den letzten Satz, verdeutlicht dieser, welch hohe Relevanz 

Partizipation auf den verschiedenen Ebenen (Theorie und Praxis) sowie in den ver-

schiedenen Arbeitsfeldern der Sozialen Arbeit hat. Nur im Austausch und unter der 

Mitentscheidung der Adressat_innen können wirklich deren Ziele verfolgt und beglei-
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tet werden. Nur, wenn auch und gerade den Menschen eine (ihre) Stimme (zu-

rück)gegeben wird, die von gesellschaftlichen Entscheidungen und auch Ressourcen 

häufig ausgeschlossen sind, kann Demokratie mehr sein als eine leere Worthülse.45 

Im Folgenden soll zum einen die Wichtigkeit eines politischen Mandats als Teil Sozia-

ler Arbeit dargestellt werden, zum anderen wird das ‚Community Organizing' als Me-

thode vorgestellt, welche demokratische und partizipatorische Elemente beinhaltet 

und für die Soziale Arbeit, insbesondere die Gemeinwesenarbeit, fruchtbar sein 

kann. Dies ist nur ein Beispiel von Demokratisierungsmöglichkeiten in einem be-

stimmen Feld Sozialer Arbeit, kann allerdings auch auf andere Felder (wie beispiels-

weise die Jugendarbeit) übertragen werden. 

5.1 Sozialarbeitspolitik als eine Grundlage von Partizipation 

Eine Frage, die innerhalb der Sozialen Arbeit (Profession und Disziplin)46 durchaus 

ambivalent beantwortet wird, ist die nach einem politischen Mandat Sozialer Arbeit. 

Besonders herausgearbeitet wurde dieses Thema in den beiden Büchern „Hat die 

Soziale Arbeit ein politisches Mandat?“ (2001) und „Repolitisierung der Sozialen Ar-

beit“ (2007), letzteres als Ergebnis einer Tagung mit gleichnamigem Titel. Auch in 

anderen Aufsatzbänden und Medien der Sozialen Arbeit findet sich diese Frage, 

doch ein eindeutiges Verständnis ist schwer auszumachen. 

Die Skeptiker_innen verweisen darauf, dass für ein Mandat erst einmal eine einheitli-

che Linie in der Sozialen Arbeit gefunden werden müsse und die Sozialarbei-

ter_innen selbst lernen müssten, sich zu organisieren, bevor von einem politischen 

Mandat die Rede sein könnte (vgl. Merten 2007: 60f.). Weiterhin erklärt Merten, dass 

die Soziale Arbeit in der Vergangenheit bei starken Eingriffen in die Menschen- und 

Persönlichkeitsrechte nicht zum Protest aufgerufen und klar Stellung bezogen habe, 
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 Es versteht sich von selbst, dass hier von den Adressat_innen ausgegangen werden muss und 
nicht aus einer ‚Überparteilichkeit‘ heraus Veränderungen angestrebt und Menschen für Ziele ‚akti-
viert‘ werden, die gar nicht ihre sind. May (1997) kritisiert hier die „aggressive GWA“ der 70er Jah-
re, die meinte, „[…] aufgrund einer theoretischen Analyse der Klassenlage die Probleme der Be-
troffenen besser als sie selbst verstehen zu können.“ (May 1997: 15). 

46
 Nach Hiltrud von Spiegel versteht man unter „Disziplin“ jenen Ausschnitt gesellschaftlichen Han-

delns, „[…] in dem sich die Forschungs- und Theoriebildungsprozesse abspielen“ (von Spiegel 
2011: 53), während unter „Profession“ „[…] das Praxissystem, die berufliche Wirklichkeit, die fachli-
chen Ansprüche des Berufes und die darauf bezogenen Leistungsangebote“ (ebd.) verstanden 
werden. Natürlich bedingen sich beide Systeme und wirken wechselseitig aufeinander. Auf die Dis-
kurse zur Berechtigung einer eigenen Disziplin Sozialer Arbeit sowie den Definitionsstreit zwischen 
Sozialarbeit und Sozialpädagogik kann in dieser Arbeit nicht eingegangen werden.  



5. Partizipation und Soziale Arbeit 

46 

sondern eher schweige oder sogar neoliberale Positionen unterstütze (was kein poli-

tisches Handeln im Sinne der Menschenrechte bedeutet), wie es bei den Hartz-IV-

Regelungen durch AWO und DRK der Fall war47 (vgl. ebd.: 64f.). Wobei man sagen 

muss, dass dies durchaus eine Form von ‚Stellung beziehen‘ ist, nur nicht im Sinne 

der vom IFSW und DBSH geforderten Grundsätze. 

Allerdings kann man die Thesen Mertens auch als Ansporn sehen, um das politische 

Mandat der Sozialen Arbeit neu zu verorten und voran zu treiben, wie es jetzt vieler-

orts wieder passiert (beispielsweise durch die Bildung von Arbeitskreisen zu kritischer 

Sozialer Arbeit unter anderem in Hamburg und Bremen). Denn die von ihm geübte 

Kritik ist schwer widerlegbar, allerdings kein Grund, um daraus zu schließen, dass 

deshalb eine politische Soziale Arbeit grundsätzlich unmöglich ist. 

Selbstverständlich ist die Soziale Arbeit in einer schwierigen Rolle, da sie als zum 

größten Teil von staatlichen Geldern abhängige Institution nur schwer unabhängig 

agieren kann. Auch die sogenannten ‚freien' Träger sind nicht in diesem Sinne unab-

hängig handelnde Verbände, da auch (und gerade) sie von Fördermitteln und ande-

ren Zuschüssen abhängig sind, die geringer ausfallen, wenn sie bestimmte Pro-

grammpunkte nicht erfüllen.48 Stark (2007) begründet die oft fehlende politische und 

kritische Positionierung mit der Angst, „[…] dass zu starkes sozialpolitisches Enga-

gement und damit verbundene Kritik an den Geldgebern zu Subventionskürzungen 

führen könnte“ (Stark 2007: 76). Zudem betont er, dass diese Sachzwänge (die nicht 

zuletzt das Ergebnis unsachgemäßer Einsparungen sind) immer politisch gewollt 

sind und dass die Sozialarbeiter_innen sich dies bewusst machen müssen, um wi-

derständig zu handeln, da diese politischen Entscheidungen veränderbar seien (vgl. 

ebd.: 80). 

Um sich der Frage nach einem politischen Mandat zu nähern, gibt es verschiedene 
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 Merten stellt dar, wie führende Vertreter dieser Wohlfahrtsverbände sich eher positiv für die Verän-
derungen in den Sozialgesetzen ausgesprochen haben: „Während ältere Arbeitslose häufig auf-
grund ihres Lebensalters geringe individuelle Chancen auf eine Wiedereingliederung in den 1. Ar-
beitsmarkt haben, verfügen jüngere Arbeitslose über eine zu geringe schulische und berufliche 
Qualifikation. Beide Gruppen sind daher dringend auf weitgehende Angebote der Aktivierung an-
gewiesen.“ und weiter: „Es geht nicht darum, Regelsätze zu senken, sondern das Leistungsrecht 
so zu schärfen, dass Anreize für Arbeit im Mittelpunkt stehen und die Leistungen auf die tatsächlich 
Bedürftigen konzentriert werden.“ (Persönliche Erklärung zur Reform des SGB II 2006: 2f.; zit. n. 
Merten 2007: 63f.) 

48
 Fehren schließt hieraus, dass die Träger Sozialer Arbeit eigentlich das, wofür sie angetreten sind, 

nicht mehr garantieren können, nämlich die Interessenvertretung ihrer Adressat_innen und Mitglie-
der (vgl. Fehren 2008: 45) 
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Möglichkeiten. Die zwei Hauptargumentationsstränge finden sich zum einen in der 

historischen Entwicklung Sozialer Arbeit, zum anderen in den professionsbezogenen 

Aufgaben, die natürlich auch ineinander greifen49. 

5.1.1 Historischer Zugang 

Dass Soziale Arbeit seit jeher politisch ist und handelt begründet unter anderen Stark 

in der Entstehungsgeschichte Sozialer Arbeit und bezieht sich hier vor allem auf Jane 

Addams, die die Bewohner_innen eines Arbeiterviertels in Chicago bei der Organisie-

rung ihrer Interessen unterstützte, und auf Ilse Arlt, die als solches identifiziertes 

‚Fehlverhalten' nicht mit persönlichen Merkmalen, sondern durch die verwehrte Be-

dürfnisbefriedigung erklärte (vgl. Stark 2007: 71ff). 

Addams, selbst aus relativ wohlhabendem Stand, gründete das ‚Hull House' (eine Art 

Stadtteilhaus) nach der Idee eines der ersten Settlements (der Toynbee Hall in Lon-

don, die von den Barnetts gegründet wurde). Anders, als Fürsorgearbeit in dieser Zeit 

(Ende des 19. bis Anfang des 20. Jahrhunderts) gedacht wurde, versuchte Addams 

nicht, von oben herab auf die Bewohner_innen des Viertels einzuwirken, sondern 

wartete mit ihrer Freundin Ellen Starr ab, mit welchen Anliegen die Menschen zu 

ihnen kamen und entwickelten daraus, mit den Nachbar_innen zusammen, die An-

gebote (vgl. Staub-Bernasconi 2007: 62ff). Aber wie Müller betont „[…] nicht, ohne 

gleichzeitig Arbeitslosenhilfe, Mindestlöhne und Arbeitszeitverkürzung zu fordern, 

ohne für die Legalisierung der Prostitution zu demonstrieren […].“ (Müller 1988: 86) 

und weiter „Wer Hull House nur als ein mildtätiges Freizeitheim ansieht, der verkennt 

seinen grundsätzlichen Anspruch und seine grundsätzlichen politischen Kämpfe“ 

(ebd.). Schon an dieser Stelle kann man den politischen Aspekt Sozialer Arbeit er-

kennen, da individuelle Hilfeleistungen mit Forderungen an Politik und Wirtschaft ver-

knüpft werden und somit auf die Strukturen und zugrunde liegenden Ursachen für 

Armut und Ausgrenzung eingewirkt wurde. Addams kämpfte auf verschiedenen Ebe-

nen für und mit den Bewohner_innen des Viertels für soziale Veränderungen, ein Mit-

tel hierzu war für sie die Weitergabe von Wissen und Bildung (vgl. ebd.: 67). Weiter-

hin mischte sie sich aktiv in Gesetzgebungen, Lohnverhandlungen und Friedensar-

beit ein und nahm so Einfluss auf genuin politische Themen, wovor die bisherige 
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 Im Folgenden handelt es sich lediglich um Ausschnitte, denn im Rahmen dieser Arbeit können 
beide Zugänge nicht erschöpfend behandelt werden 
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Fürsorge eher zurückscheute (vgl. ebd. 68f.). In diesem Sinne kann man bereits mit 

Bezug auf Addams das politische Mandat begründen. 

Ihr zur Seite stellen kann man die Europäerinnen Ilse Arlt sowie Alice Salomon, auf 

die nun eingegangen werden soll. 

Ilse Arlt, die zur gleichen Zeit wie Jane Addams wirkte, wuchs ebenfalls unter wohl-

habenden Bedingungen auf, lebte in Prag, Wien und Graz. Sie entwickelte eine Be-

dürfnistheorie, mit der sie Armut und Ausgrenzung begründet. Als Voraussetzungen 

zur Erfüllung dieser Bedürfnisse nennt sie die wirtschaftlichen Möglichkeiten, das 

eigene oder fremde Können sowie die eigene oder fremde Zeit (vgl. ebd.: 30). Somit 

ist Armut für Arlt „[…] die wirtschaftliche Unmöglichkeit zur ausreichenden Befriedi-

gung aller oder einzelner der menschlichen Grundbedürfnisse (Arlt 1921: 29, zit. n. 

Staub Bernasconi 2007: 37). Arlt sieht insofern auch die Sozialpolitik als Ansatzpunkt 

Sozialer Arbeit, als dass sie Einfluss nehmen kann auf die mangelnde Bedürfnisbe-

friedigung (vgl. Staub-Bernasconi 2007: 39). Politisches Handeln taucht bei Arlt nicht 

so explizit auf wie bei Addams, allerdings ist ihr Schritt, Problemlagen auf die Ver-

weigerung von Bedürfnisbefriedigung zurückzuführen, in ihrer Zeit neu, da dies einen 

Verweis auf die Umstände gibt. Für den Aspekt der Partizipation ist weiterhin die Si-

cherweise interessant, dass die damaligen ‚Fürsorger_innen‘ nicht mit einem festen, 

vorurteilsbehafteten Bild auf die Menschen zugehen, sondern bei den Menschen an-

setzen, also deren Bedürfnisse und Mängel ernst nehmen sollen (vgl. Staub-

Bernasconi 2002: 32). 

Zuletzt sei als Begründerin politischer Sozialer Arbeit Alice Salomon genannt, die als 

Hauptziele Sozialer Arbeit das Herstellen „[...] soziale[r] Gerechtigkeit zwischen Män-

nern und Frauen, wie auch zwischen arm und reich [...]“ sah (vgl. Kuhlmann 2002: 

98). Salomon sieht die Gründe für Armut und Ausgrenzung vor allem als „Folge von 

wirtschaftlichen Veränderungen“ (ebd.) und mangelndem staatlichen Einfluss hierauf 

(vgl. ebd.). Auch sie versteht Sozialpolitik als elementaren Aspekt Sozialer Arbeit (vgl. 

ebd.: 99). Zuletzt ist Salomon eine wichtige Pionierin Sozialer Arbeit, da sie als erste 

Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession definierte (vgl. ebd.), worauf im nächs-

ten Abschnitt weiter eingegangen werden soll.50 
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 Im Rahmen des Nationalsozialismus wurden die Werke Arlts und Salomons beinahe völlig 
vernichtet. Die Rolle der Sozialen Arbeit im NS ist entgegen der hier dargestellten Ansätze eine der 
„Volkspflege“, um den „Volkskörper gesund zu erhalten“, zentrale Prinzipien sind die der „Rassen- 
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5.1.2 Professionsbezogener Zugang 

Stark, sowie andere Autor_innen51, begründet das politische Mandat der Sozialen 

Arbeit unter anderem mit der IFSW Definition of Social Work (s.o.), die sich auf die 

Menschenrechte beruft und von der Sozialen Arbeit erwartet, für diese Rechte einzu-

stehen und sie für und gemeinsam mit ihren Adressat_innen durchzusetzen, was ein 

deutlicher politischer Auftrag, nämlich die Mitgestaltung und Veränderung der unzu-

reichenden gesellschaftlichen Umstände, ist (vgl. Stark 2007: 71). Dies findet sich 

auch in der oben bereits teilweise zitierten Definition des DBSH und IFSW. Wenn 

Soziale Arbeit wirklich zu gesellschaftlichen Veränderungen beitragen soll und dies 

ein Auftrag an sie ist, ist hiermit das politische Mandat legitimiert. 

Langer eröffnet noch eine zweite Sichtweise auf politisches Handeln Sozialer Arbeit, 

nämlich in Bezug auf die Organisierung der Interessen der Sozialarbeitenden selbst, 

denn nach ihm (2009: 12) sind „[…] professionell Handelnde in der Sozialen Arbeit 

keineswegs nur an der Fachlichkeit oder Expertise orientierte Akteure, sondern ‚an 

der Durchsetzung von kollektiven oder Eigeninteressen' orientierte Akteure“. Damit 

bezieht er sich darauf, dass nach Pfaffenberger alle Professionen auch „politische 

Kollektiv-Akteure“ (Pfaffenberger 2003: 55; zit. n. Langer 2009: 12) sind. 

Auch Stövesand (2009: 15) betont ein Verständnis von politischer Verantwortung So-

zialer Arbeit, indem sie Sozialarbeitspolitik als „[…] ein Handeln, das sozialarbeitsbe-

zogene Inhalte (Themen, Aufgaben, Methoden); Formen (Gesetze, institutionelle Ver-

fasstheit) und eigene berufsständische Interessen (Ausstattung, Bezahlung, Status) 

zu definieren, zu beeinflussen bzw. durchzusetzen versucht“ versteht. Also wird auch 

hier Bezug auf die Organisierung von Sozialarbeitenden als Teil politischen Handelns 

genommen. 

Das explizit Politische, womit sich auch ein Mandat begründen ließe, findet sich dann 

darin, dass die Soziale Arbeit „[…] soziale Probleme definiert und veröffentlicht, Kon-

zepte entwickelt und Handlungsvorschläge macht, die Interessen ihrer AdressatInnen 

                                                                                                                                        
und Sozialhygiene“, sowie die „Eugenik“ (vgl. Hering/Münchmeier 2007: 160ff) . Insofern ein 
historischer Zugang, der den genannten widerspricht, allerdings nochmal verdeutlicht, wie relevant 
es für die Sozialarbeitenden ist, eine klare, (demokratie-)politische Haltung zu entwickeln und sich 
nicht instrumentalisieren zu lassen.  

51
 Beispielsweise Silvia Staub-Bernasconi; kritisch hierzu: z.B.: Helga Cremer-Schäfer 2008. Sie 

kritisiert die Orientierung an einer Menschenrechtsprofession als Statuspolitik für die 
Besserstellung der Professionellen, als realitätsfern (da täglich Menschenrechte verletzt werden) 
sowie als unfähig, Herrschaftsstrukturen reflexiv zu erkennen und zu bearbeiten (vgl. Cremer-
Schäfer 2008: 77ff). Weiterführend Widersprüche Heft 107.  
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unterstützt, Ressourcen fordert und erkämpft bzw. materielle Einschnitte abwehrt“ 

(ebd.). 

Auch in der sozialarbeiterischen Theorie findet sich Unterstützung für diese These, 

so sagt Thiersch in seiner Lebensweltorientierung: „Angesichts der gesellschaftlichen 

Bedingtheit von Lebensverhältnissen ist sie [die Soziale Arbeit, Anm. L.R.] verpflichtet 

zur Einmischung in die Politikbereiche, die die Strukturen von Lebenswelten prägen“ 

(Thiersch 2000, zit. n. Rieger 2007: 87), was so ziemlich alle Felder der Politik sein 

dürften.  

Es lässt sich also durchaus begründen, dass Soziale Arbeit nicht lediglich als pater-

nalistische Ordnungshüterin auftreten, sondern diesen Auftrag kritisch hinterfragen 

(und bestenfalls zurückweisen) sollte. Allerdings kann man fragen, ob dies zwingend 

unter dem Titel des politischen Mandats passieren sollte, da hierzu vorrangig zwei 

Fragen geklärt werden müssen. Erstens: Was meint der Begriff ‚politisch'? Und zwei-

tens: Wer erteilt ein solches Mandat? In dieser Arbeit soll mit dem Begriff ‚politisch' 

der Tatsache Rechnung getragen werden, dass Soziale Arbeit sich in gesellschaftli-

chen Zusammenhängen bewegt, die der Sache nach immer auch politisch (bedingt) 

sind und hierbei auf der Grundlage von Menschenrechten agiert, wie dies am Anfang 

des Kapitels bereits erläutert wurde.52 

„Dieser gesellschaftlich-politische Kontext ist ein sozialer Raum, ein Feld, in dem Ak-

teure mit unterschiedlichen (bis hin zu gegensätzlichen) Interessen und normativen 

Orientierungen handeln.“ (Sorg 2001: 51). Dies wiederum bedeutet, dass ebenso 

viele Akteur_innen auch Anforderungen, also Mandate, an die Soziale Arbeit stellen 

können. Das politische Mandat, das in diesem Kapitel diskutiert wurde, ist allerdings 

ein reflexiv-parteiliches Mandat, welches sich an den Interessen der Adressat_innen 

ausrichtet. Das ist in der sozialarbeiterischen Praxis nicht immer gegeben, weshalb 

es sinnvoll ist, von mehreren Mandaten zu sprechen und deutlich zu machen, auf 

welches sich bezogen wird. Auch der Begriff der Sozialarbeitspolitik bietet sich, wie 

von Langer und Stövesand genutzt, an. 

Die Relevanz dieser Sozialarbeitspolitik für die Partizipation ist offensichtlich: Einer-
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 Ergänzend kann hier das Verständnis von (Re-)Politisierung von Herrmann und Stövesand genannt 
werden: Diese bedeutet dann „[...] für ihre AkteurInnen, den politischen Charakter ihres Handlungs-
feldes zu thematisieren, ihre eigene vorgebliche Neutralität aufzugeben, die Verstrickungen in herr-
schende Zustände zu hinterfragen, zu veröffentlichen und die angesprochenen Möglichkeiten der 
Veränderung koordiniert und widerständig zu nutzen.“ (Herrmann/Stövesand 2009: 204) 
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seits kann nur eine politisch-kritische Soziale Arbeit, die ihren Blick auch auf die ge-

sellschaftlichen Problemlagen richtet, erkennen, wo soziale Ungleichheit herrscht, wo 

Teilhabe-Chancen verwehrt werden und wo es nur um Scheinbeteiligung geht und 

die Menschen kaum Möglichkeit haben, Entscheidungen (über ihr Leben) zu treffen. 

Zum anderen kann Soziale Arbeit selbst nur dann am gesellschaftlichen Prozess par-

tizipieren, ohne sich instrumentalisieren zu lassen, wenn sie sich klar positioniert und 

ihre professionellen Interessen organisiert. Hierbei sollte dennoch nicht vergessen 

werden, dass Soziale Arbeit allein nur schwer komplette gesellschaftliche Verände-

rungen erreichen kann, aber in der Verantwortung ist, mit daraufhin zu wirken. Wie 

sich bei der Beschreibung der Arbeit Jane Addams bereits gezeigt hat, eignet sich 

hierzu unter anderem das Organisieren von Interessen. Auch Herrmann und Stöve-

sand konstatieren: „Ohne den Zusammenschluss bzw. ohne die Bündelung von 

Handlungsmacht möglichst vieler Subjekte, beispielsweise im Rahmen Sozialer Be-

wegungen, sind die herrschenden Verhältnisse nicht zu verändern.“ (Herr-

mann/Stövesand 2009: 200). Auf diese Möglichkeit der Einflussnahme soll im Fol-

genden im Rahmen von Community Organizing eingegangen werden. 

5.2 Community Organizing als Partizipationsstärkung 

Wie aus dem vorherigen Kapitel erkennbar wird, ist Soziale Arbeit durchaus politisch. 

Aus dieser Erkenntnis kann man ableiten, dass auch das Organisieren von Interes-

sen und den dahinter stehenden Menschen ein Teil Sozialer Arbeit ist. An dieser Stel-

le ist ein Blick auf das traditionsreiche Community Organizing (CO) interessant, das 

vor allem durch den US-amerikanischen Organizer Saul Alinsky bekannt wurde53. 

Diese von ihm weiterentwickelte und angewandte Methode kann, weil sie bei den 

Menschen selbst ansetzt, Partizipation unterstützen und ermöglichen, da hier beson-

derer Wert darauf gelegt wird, den Menschen ihr Mitspracherecht einzuräumen. 
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 Alinsky, der an der Chicago School of Sociology gelernt hatte und nebenberuflich als Organizer für 
den Congress of Industrial Organizations gearbeitet hat, setzte sich zum Ziel, das Organizing aus 
den Gewerkschaften heraus zu tragen und in den verarmten Stadtteilen anzuwenden, „[…] um den 
am stärksten unterdrückten und ausgenutzten Wesen im ganzen Land die Kontrolle über ihre eige-
nen Stadtteile und ihr eigenes Schicksal zurückzugeben.“ (Alinsky/Norden 2007: 25)  
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5.2.1 Was ist Community Organizing? 

Community Organizing bezeichnet das Organisieren von Menschen, indem auf ihre 

Bedürfnisse, ihre Ressourcen und mögliche Problemlagen eingegangen wird. Dies 

geschieht durch die Entwicklung und Feststellung gemeinsamer Ziele, die in einer Art 

Programm festgehalten werden. Grundlegend für das CO ist vor allem die Annahme, 

dass die Möglichkeit der Veränderung nur durch das Ernstnehmen der Menschen 

gegeben ist. Nur, wenn alle mit einbezogen werden, können auch wirklich alle hinter 

diesen, basisdemokratisch ausgehandelten, Zielen stehen und zusammen für diese 

eintreten. Der Weg, entsprechende Ziele zu erreichen, wird im CO vor allem darin 

gesehen, (öffentlichen) Druck auszuüben und so Politik, Verwaltung, Konzerne oder 

andere ‚Problemverursacher' zum Handeln im Sinne der Organisierten zu bewegen. 

Pointiert gesagt heißt CO „[…] vor allem strategisches Denken und taktisches, 

durchaus konflikt-orientiertes Vorgehen sowie klare Parteilichkeit. Das Ziel ist die 

Veränderung lokaler politischer Kräfteverhältnisse.“ (Stövesand 2009: 20). 

Das Forum Community Organizing (FOCO) hat drei verschiedene Formen des Orga-

nizing, wie es in Amerika angewandt wird, herausgestellt. Zum einen das indepen-

dent organizing, bei dem Themen und Probleme in „unabhängiger Trägerschaft“ 

(Behrendt/Nodes 1996: 11) bearbeitet werden und davon ausgegangen wird, dass 

das einzelne Individuum in Zusammenarbeit mit anderen Macht entwickeln und so 

Bedingungen verändern kann (vgl. ebd.). Die zweite Form sehen sie im membership 

based organizing, bei dem nicht nur Zusammenschlüsse der Bürger_innen gefördert 

werden, sondern eine institutionelle Basisorganisation gegründet werden soll, bei 

welcher die Menschen durch Mitgliedschaft (und Beiträge) eher gebunden sind. Die-

se Form geht über das Lokale hinaus (vgl. ebd.). Zuletzt nennen sie das broad based 

organizing, bei dem es besonders darauf ankommt, vor allem die bestehenden Or-

ganisationen (Gewerkschaften, Kirchen und andere) wieder zu beleben und somit 

erst in zweiter Instanz, vermittelt durch die Organisationen, an die Bürger_innen her-

anzutreten (vgl. ebd.). Alinsky spricht hier auch von der „Organisation der Organisati-

onen“. 

Im Folgenden sollen die zentralen Elemente des CO beschrieben werden, wobei für 

diese Arbeit und im Hinblick auf die Soziale Arbeit vor allem der Ansatz des indepen-

dent organizing interessant ist, auch wenn dies auf Deutschland schwerer zu über-

tragen ist, da es hier kaum von staatlicher Finanzierung unabhängige Sozialarbei-
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ter_innen gibt, die eine solche Aufgabe übernehmen könnten. Zudem wäre es auch 

im Hinblick auf die mittlerweile eher marktförmig organisierten (Wohlfahrts-)Verbände 

interessant, ob hier eine Organisierung der Organisationen stattfinden könnte, um 

eine neue Form der Sozialen Arbeit zu entwickeln. 

 

1. Die Community54 

Die community ist der Ausgangspunkt des Organizing-Prozesses, der Ort des „rea-

le[n] Leben[s] der betroffenen Menschen“ (Alinsky 2011: 86)55. Sie kann also ein 

Stadtteil, eine Gruppe im Stadtteil, eine Gruppe von Arbeitnehmenden oder ähnliches 

sein. Gemeinsam haben die Menschen in der community in jedem Fall ein gewisses 

Problemverständnis oder eine akute Situation, die die verschiedenen Menschen zu-

sammenbringt. Im CO bei Alinsky ist dies auch zumeist mit geografischer Nähe und 

oft mit ethnischer Zugehörigkeit56 verbunden (vgl. Szynka 2006: 155), was sicher 

auch durch die zu Zeiten Alinskys aktuelle ‚Rassenfrage', seiner Arbeit in den sog. 

Slums und den hohen Einwanderungszahlen aus Europa zu begründen ist. Zudem 

ist jede community wieder ein Teil eines größeren Zusammenhangs, einer größeren 

community (das Viertel in der Stadt, die Stadt im jeweiligen Kreis usw.). 

Alinsky betont, dass es wichtig ist zu sehen, was vorhanden ist, dass es „[….] egal 

[ist], ob sie [die Organizer_innen, Anm. L.R.] mit den örtlichen Umständen, Traditio-

nen und Verbänden einverstanden sind oder nicht. Tatsache bleibt, dass dies die 

Ausgangsbedingungen für die Arbeit sind.“ (ebd.). Für ihn sind nicht nur die Bewoh-

ner_innen im Stadtteil interessant, sondern ebenso die verschiedenen Institutionen. 

Welche Verbände und Gewerkschaften sind aktiv? Welche Rolle spielen die einzel-

nen Läden, Schulen etc.? 

Alinsky hält es für unabdingbar, dass die Menschen, die eine Gruppe bei der Organi-

sation ihrer Interessen unterstützen wollen (im Folgenden Organizer_innen), sich 
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 Der Begriff ‚community‘ wird im Folgenden nicht übersetzt, da es im Deutschen kein entsprechen-
des Wort gibt. Möglichkeiten sind die Begriffe Gemeinde, Gemeinschaft, Gemeinwesen. Allerdings 
ist keiner davon wirklich treffend, um das von Alinsky Beschriebene zu bezeichnen. Szynka be-
schreibt in seiner Rekonstruktion von Alinskys Werk eine besondere Schwierigkeit der Übersetzung 
aber auch der Anwendung des community-Begriffs aufgrund der im Nationalsozialismus propagier-
ten „Volksgemeinschaft“ (Szynka 2006: 173) 

55
 Das hier öfter zitierte Buch ist eine Neuauflage des Buches ‚Anleitung zum Mächtigsein‘ und eine 

Kombination der Bücher ‚Reveille for radicals‘ aus dem Jahr 1946, sowie ‚Rules for radicals‘, das 
1972 erstmals erschien.  

56
 In früheren Schriften spricht Alinsky eher von ethnischen Communities, geht aber später über zu 

„community of interests“ (Szynka 2006: 155). 
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zuerst mit all dem, was in der community vorgeht, vertraut machen. Was sind die Er-

fahrungen, Gewohnheiten und Lebensumstände der Menschen und, was für ihn be-

sonders wichtig ist, was sind die Mittel, die zur Verfügung stehen, um die Interessen 

durchzusetzen? 

 

2. Das Organisieren 

Hat man dieses Grundwissen erlangt, ist es wichtig, Menschen zu finden, die den 

Prozess mitgestalten (vgl. Szynka 2006: 184). Alinsky setzt hier auf eine klare und 

direkte Kommunikation, um zu erfahren, welche Menschen als Unterstützer_innen 

gewonnen werden können und wer welche Rolle während des Prozesses spielen 

kann und möchte. Hierbei betont er, dass es unerlässlich sei, sich sowohl in der 

Kommunikation als auch in den Aktionen und Taktiken im Erfahrungshorizont der 

Menschen aufzuhalten und diesen nach Möglichkeit vielleicht zu erweitern, aber nicht 

zu verlassen. Er erklärt, dass „Menschen Dinge nur im Rahmen ihrer Erfahrungen 

[verstehen], das heißt, man muss in ihren Erfahrungsbereich eindringen“ (Alinsky 

2011: 132) und weiter: „[…] dass eine echte Organisation der Menschen, von der 

diese voll überzeugt sind und die sie ohne jeden Zweifel als ihre eigene betrachten, 

in den Erfahrungen dieser Leute wurzeln muss.“ (Alinsky 2011: 88). Eine vertrauens-

volle Basis ist eine der wichtigsten Grundlagen, um später zusammen an den Zielen 

zu arbeiten. 

Was für die Organisation weiterhin von großer Bedeutung ist, sind die im Amerikani-

schen sogenannten 'leader'. Im Deutschen wird dieses Wort beibehalten oder mit 

Anführer_in übersetzt, allerdings würde ich in diesem Kontext von Schlüsselperso-

nen oder Multiplikator_innen sprechen. Denn letztlich geht es bei diesen Personen 

nicht zwingend darum, dass sie Menschen ‚anführen', sondern eher darum, ihre nä-

heren Mitmenschen zu informieren, ‚aufzurütteln' und für eine Sache zu mobilisieren 

und im weiteren Verlauf Verantwortung für Aktionen oder ähnliches zu übernehmen. 

Aus diesem Grund ist es ratsam, in den ersten Erkundungen über die community 

diese Menschen zu finden, da so möglichst viele andere erreicht werden. Es geht 

hier nicht (nur) um Führungspositionen in großen Verbänden (es wird sicher auch 

versucht, diese für die Organisierung zu gewinnen, da auch hier wieder mehr Men-

schen erreicht werden können), sondern vor allem um die Personen, die in der com-

munity aus verschiedenen Gründen Ansehen und Vertrauen genießen. Dies können 
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Mitarbeiter_innen in der Gewerkschaft ebenso sein wie die Gemüsehändlerin von 

gegenüber oder andere Personen, Alinsky nennt sie die „Little Joes“ (Alinsky 2011: 

84). Sind diese ‚Schlüsselpersonen‘ identifiziert, gilt es, das Gespräch mit ihnen zu 

suchen und zu befragen und gleichsam zu informieren. In diesen Gesprächen finden 

die Organizer_innen heraus, was genau die Probleme sind, die es zu lösen gibt und 

erfahren möglicherweise von anderen Schlüsselpersonen. So wachse dann nach 

vielen Gesprächen eine große Gruppe, die nun zusammen eine Art Programm entwi-

ckeln könne, anhand dessen sie agiere (vgl. Szynka 2006: 184). Alinsky sieht, dass 

die Schlüsselpersonen meist einen bestimmten Bereich haben, auf den sie speziali-

siert sind und dass sie somit dort als Expert_innen gelten können. Im Prozess ist 

dies von großem Nutzen und es ist ein weiteres Ziel, diese Schlüsselpersonen auch 

in anderen Bereichen zu schulen, damit sie gut zusammenarbeiten und Verantwor-

tung für die Gruppe übernehmen könnten (vgl. Szynka 2006: 188). 

 

3. Strategie und Programm 

Die zweite Phase, nach den vielen Gesprächen, ist das Zusammenführen der Men-

schen und die damit verbundene Entwicklung des gemeinsamen Programms. Das 

Programm ist das Herzstück des Organisierens. Hier fließen alle Ideen, Gedanken 

und Probleme mit ein, die die Menschen der community haben. Daher ist auch hier 

die Rückkopplung mit der Basis, also den sämtlichen Beteiligten, enorm wichtig. 

Alinsky zeichnet das Bild eines Baumes, in dem die Erde, die die Nahrung gibt, die 

Menschen sind (vgl. Alinsky 2011: 80). Weiterhin erklärt er: „The people's program is 

whatever program the people themselves decide. It is a set of principles, purposes 

and practices, which has been commonly agreed upon by the people“ (Alinsky 1969: 

55; zit. nach Szynka 2006: 185). Alinsky geht hier von einer basisdemokratischen 

Entscheidungsfindung aus, bei der alle die Möglichkeit haben, sich einzubringen. Aus 

seinen Praxisbeispielen lässt sich zumindest zum Teil ersehen, dass dies gelungen 

ist, allerdings sollte nicht vergessen werden, dass dies einer guten Moderation be-

darf, da es sonst auch in derartigen Gruppen zu einem Entscheidungs-Machtgefälle 

kommen kann und einige die Richtung vorgeben, während andere kaum zu Wort 

kommen (vgl. Munsch 2007: 124f.). 

Beachtet man dies und entwickelt auf dieser Grundlage eine gemeinsame Strategie, 

bestehen gute Chancen, erfolgreich mit dem jeweiligen Vorhaben zu sein. 
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5.2.2 Kritik 

Kritisch am CO ist die oft fehlende Konkretisierung der Begriffe, was zu Vereinnah-

mungen oder Umdeutungen führen kann. Auch wenn die Begriffe community oder 

leader im Amerikanischen nicht eine solche Konnotation wie im Deutschen haben, 

betrachtet beispielsweise Szynka es als Muss, diese Wörter genauer zu reflektieren 

und zu klären (vgl. Szynka 2006: 265). Ebenso kritisiert er den unreflektierten Bezug 

zum „Primat des Volkes“ (ebd.), da während des Nationalsozialismus gezeigt worden 

sei, dass Menschen sehr wohl einem anderen Menschen quasi bedingungslos folgen 

(vgl. ebd.). 

Community Organzing ist nach allen Seiten offen und interpretierbar, was man auch 

anhand der in Kapitel 3 gesehenen Anrufung der Gemeinschaft sehen kann. Auch bei 

der IAF, der Industrial Areas Foundation, eine der größten Organisationen für CO in 

den USA (gegründet von Saul Alinsky), werden die aktuellen Verhältnisse vor allem 

im „Zerfall der Familienstruktur und -kultur“ (Mohrlock 1996: 68) begründet und sie 

(die IAF) sieht in der Stärkung der Familie einen ihrer wichtigsten Werte (vgl. ebd). 

Politisch mundtot gemacht kann es so auch in abgeschwächter Form in neoliberale 

Verständnisse von Bürgergesellschaft einfließen. Dann werden der Aktivierungsge-

danke und die Tatkraft der Menschen herausgestellt, während die charakteristische 

Form der Entscheidungsfindung und Durchsetzung in den Hintergrund gerät.57 

5.2.3 Möglichkeiten für die Soziale Arbeit 

An dieser Stelle sollen kurz die von Marion Mohrlock58 verfassten neun Punkte zur 

Umsetzbarkeit von CO in Deutschland aufgenommen werden, da die oben darge-

stellte Methode so rezipiert wurde, wie sie in den USA angewandt wird, ohne auf ihre 

Anwendbarkeit in Deutschland einzugehen. Als einen Leitsatz nennt sie „You can't 

organize what you can't imagine“ (Mohrlock 1996: 86) und nimmt dann eine Vorstel-

lung von Organizing in der BRD vor. 

Als erste Prämisse sieht sie eine ernsthafte Auseinandersetzung mit Macht- und 

Machtstrukturen in der Sozialen Arbeit. Wie Alinsky selbst, hält sie eine Analyse der 
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 Einen Hinweis auf ein solches Verständnis von CO gibt beispielsweise ein Beitrag von Dettling im 
von der Körberstiftung herausgegebenen Buch „Community Organizing“, wo er über seine Vorstel-
lung von Bürgergesellschaft schreibt und in seinen Erläuterungen stark wirtschaftliche und indivi-
dualisierende Tendenzen asuzumachen sind (vgl. Dettling 2007) 

58
 Mohrlock war, mit anderen Mitarbeiter_innen des Forum Community Organizing (FOCO) in Ameri-

ka, um CO vor Ort mitzuerleben und kennenzulernen.  
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„relationalen Macht“, also der Beziehungsmacht für unabdingbar (vgl. ebd.). 

Als zweites nennt sie das Ernstnehmen von Beziehungsarbeit in den Stadtteil hinein 

und aus dem Büro heraus. Sie erklärt, wie unerlässlich es sei, die Menschen ken-

nenzulernen und sich nicht hinter dem Schreibtisch zu verschanzen (vgl. ebd.). 

Damit verbunden sieht sie drittens das Vertrauen in die Menschen und das Unter-

stützen dieser bei Verhandlungen, sodass nicht die Sozialarbeiter_innen stellvertre-

tend agieren, sondern zusammen mit den Leuten, also den Menschen auch die 

machtpolitische Ebene zuzutrauen (vgl. ebd.: 87). 

Auch die Kenntnis der eigenen Rolle, das Wissen darum, nicht im Mittelpunkt der 

Aktion zu stehen hebt sie hervor, was an die Ablehnung der Stellvertretung anknüpft. 

Dies bedeutet zwar vielleicht einen längeren Atem, aber dafür gibt es den Menschen 

auch das Gefühl, die Dinge tatsächlich selbst erreicht zu haben (vgl. ebd.). 

Als weitere Punkte nennt sie zum einen die Wichtigkeit, über den Stadtteil hinaus zu 

treten und mit anderen zusammen zu arbeiten, da die wenigsten Probleme im Stadt-

teil zu lösen seien, zum anderen die ‚Organisierung von Organisationen', also die 

ausgedehntere Zusammenarbeit der verschiedenen Institutionen, die mögliche Un-

terstützer_innen der jeweiligen Prozesse sein könnten. Das wiederum könnte bewir-

ken, dass es eher ein Mit- als ein Gegeneinander werde (vgl. ebd.). 

Als siebten und sehr wichtigen Punkt nennt sie die Akquise von Geld und setzt damit 

genau dort an, wo für die meisten Sozialarbeitenden das Problem liegt. Wie soll man 

unabhängig agieren? Hier sieht sie eine Möglichkeit, über Fundraising und ähnliches 

Mittel zu organisieren, wie es in Amerika schon lange praktiziert wird. Allerdings 

nicht, „[…] um den Staat aus der Verantwortung zu entlassen, sondern – gerade um-

gekehrt – um, wenn es sein muss, genau dafür zu kämpfen!“ (ebd. 88), was aber na-

türlich bedeutet, sich auf ein unsichereres Terrain zu bewegen. 

Als achten Punkt nennt sie die Inszenierung von Widerstand, wo es in Deutschland 

noch an Kreativität mangele (vgl. ebd.). Diese Kreativität finde sich zwar bei Sozialen 

Bewegungen, allerdings weniger in der Sozialen Arbeit. 

Zuletzt fragt sie etwas provokant, ob Sozialarbeitende es aushalten könnten, auf die-

se Weise zu arbeiten, ob sie der Kritik standhalten würden und bereit seien, immer 

wieder zu lernen, sich neu einzulassen und an sich zu arbeiten (vgl. ebd.). 

Sicher finden einige dieser neun Punkte in der aktuellen Sozialen Arbeit, besonders 

in der Gemeinwesenarbeit (GWA), bereits Anwendung, doch dennoch wartet noch 
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eine Menge Arbeit auf diejenigen, die diesem nachgehen wollen und öfter hinter dem 

Schreibtisch hervorkommen möchten, um den Stadtteil und seine Bewohner_innen 

wirklich kennenzulernen. 

Da Partizipation von jeher als eins der Handlungsprinzipien der GWA gilt und eine 

der Wurzeln dieses Ansatzes auch CO ist, ist es nun hilfreich, dieses Arbeitsfeld der 

Sozialen Arbeit genauer zu betrachten.59 Hierfür eignet sich eine Darstellung Stöve-

sands (2007). 

GWA lässt sich in drei Unterformen gliedern, die aber in der Praxis nicht voneinander 

getrennt bearbeitet werden, sondern sich häufig überschneiden. So unterscheidet 

man zwischen territorialer (auf einen bestimmten physischen Raum und dessen Be-

wohner_innen bezogener), funktionaler (Verbesserung von Infrastruktur) und katego-

rialer (Arbeit mit bestimmten Zielgruppen) GWA (vgl. Stövesand 2007: 131/132). 

Wichtig ist hierbei die „ganzheitliche Betrachtungs- und Vorgehensweise“ (ebd.), was 

bedeutet, dass strukturelle und individuelle Aspekte zusammen gedacht und entspre-

chend bearbeitet werden. Die Autorin nennt auch das Anstoßen von Bildungs- und 

Empowermentprozessen als Kernelement der GWA (vgl. ebd.: 133). Zudem kann 

GWA in Mikro- (individuelle Unterstützung), Meso- (Vermittlung zwischen verschie-

denen Instanzen) und Makroebene (Einflussnahme auf bestimmte Politikbereiche) 

untergliedert werden (Stövesand 2007: 133/134). Wie auch im CO ist es zentral für 

die GWA, Machtverhältnisse zu verändern und für und mit ihren Adressat_innen de-

ren Interessen zu vertreten. Hierzu braucht es eine „reflektierte Parteilichkeit“ (ebd.: 

139), die als Grundlage Menschenrechtsorientierung sowie eine Analyse der Macht-

verhältnisse hat. 

5.3 Zusammenfassung 

Wie aus den Erläuterungen zu politischem Mandat und CO ersichtlich ist, ist es auch 

für die Soziale Arbeit elementar, Partizipation als Grundprinzip der Arbeit zu verste-

hen und auch entsprechend umzusetzen. Hierzu ist die Auseinandersetzung mit den 

historischen und professionsbezogenen Zugängen hilfreich. Da die verschiedenen 

Bereiche der Sozialen Arbeit dieser Tradition aber unterschiedlich verbunden sind, 
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 An dieser Stelle soll die Bedeutung von CO für die Soziale Arbeit erläutert werden, wofür sich die 
GWA besonders anbietet. Sicher können aber auch die Empowerment-Idee und andere Prinzipien 
des CO in andere Bereiche Sozialer Arbeit integriert werden (beispielsweise das Organisieren von 
Interessen von Jugendlichen in der Jugendhilfe oder ähnliches).  
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wäre es interessant, dieses Prinzip auch jenseits der GWA stärker zu verankern und 

den Adressat_innen mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten zu eröffnen und so auch 

einen selbstbestimmten Umgang mit Problemlagen zu fördern. Damit diese Mitbe-

stimmungsmöglichkeiten aber kein zynisches Angebot bleiben, ist es weiterhin Auf-

gabe Sozialer Arbeit, auch an den Ursachen der Problemlagen zu arbeiten, wozu 

sich unter anderem Community Organizing mit seinen vielfältigen Handlungsweisen 

und Partizipationsmöglichkeiten anbietet. 

Sicherlich gibt es in den jeweiligen Einrichtungen und Behörden sehr unterschiedli-

che Umgangsweisen hiermit, dennoch sollte bedacht werden, dass, wenn es ein Ziel 

Sozialer Arbeit ist, gesellschaftliche Verhältnisse zum Wohle ihrer Adressat_innen 

mitzugestalten (siehe oben Definition des IFSW), diese auch dafür eintreten muss, 

entsprechende partizipationsfördernde Strukturen und Methoden zu entwickeln, vo-

ranzutreiben und zu etablieren. 
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6. Schlussbetrachtung 

„Der Partizipationsbegriff kann ein machtvolles Element für Subversion und Widerstand 
sein, da er – zumeist unbestimmt – in neueren Konzeptionen auftaucht und die Chance 
bietet, ihn anders und durchaus mit Bezug auf ‚alte' Kämpfe um diesen Begriff zu füllen, 
die freilich im Kontext der aktivierungspolitischen Programmatik neu zu führen und zu ge-
stalten sind. Nicht beim Mit-Tun, der Mitwirkung stehen zu bleiben, sondern Mitbestim-
mung ernst zu nehmen: in einen ‚echten', offenen Aushandlungsprozess zu treten.“ (Lutz 
2012: 52; Kursivschrift im Original) 

 

Nachdem eingangs die Frage gestellt wurde, inwiefern Partizipation ermöglicht wird 

und dieser Frage insbesondere in Hinblick auf das so genannte Bürgerschaftliche 

Engagement nachgegangen wurde, gilt es nun eine Antwort zu skizzieren. Ein wich-

tiger Aspekt (die Diskrepanz zwischen Mitentscheidung und Mitwirkung) wird durch 

das obenstehende Zitat bereits treffend zusammengefasst. 

Wie sich gezeigt hat, hat Partizipation viele Facetten. Deshalb war es zu Beginn der 

Arbeit notwendig, einen umfassenden aber dennoch eingegrenzten Begriff zu finden, 

der dieser Vielschichtigkeit annähernd gerecht wird. Diesen Begriff berücksichtigend 

wurden anschließend aktuelle Verständnisse von Partizipation angesehen und ge-

prüft. In diesem Zusammenhang erfolgte eine kritische Auseinandersetzung mit den 

Grundgedanken dieser Verständnisse und daraus resultierenden Kritikpunkten wie 

mangelnde Entscheidungsmöglichkeiten, mangelnde Beachtung von struktureller 

Benachteiligung, Erwerbsarbeitszentrierung und der Umdeutung ehemals emanzipa-

torischer Begriffe. Hierbei ergibt sich zwangsläufig auch eine Kritik an der vorherr-

schenden Logik des aktivierenden Sozialstaates, die sich in den Teilaspekten der 

aktuellen Debatten um Partizipation und Engagement wiederfinden lässt. 

Wie gezeigt werden konnte, sind alle gesellschaftlichen Bereiche von dieser Logik 

durchdrungen und machen sich mit unterschiedlichen Auswirkungen bemerkbar. Ge-

rade im Bereich der Arbeitsmarktpolitik ist dies unverkennbar, allerdings lassen sich 

bestimmte Prinzipien und Grundgedanken ebenso in der Engagementpolitik finden. 

Ruft man sich das zu Anfang entworfene Verständnis von Partizipation in Erinnerung, 

wird man feststellen müssen, dass aktuell wenig Übereinstimmung mit diesem be-

steht. 

Partizipation wird erstens nur selten als politischer und sozialer Prozess verstanden. 

Diese beiden Bereiche werden stark voneinander getrennt, es gibt nur teilweise ein 

Verständnis dafür, dass sie sich bedingen. Weiterhin wird Partizipation zweitens vor-

rangig als etwas der Person inhärentes verstanden, also auf individuelle Merkmale 
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(Fähigkeiten, Interesse und andere) reduziert. Strukturell werden vor allem rechtliche 

Rahmenbedingungen oder Qualifizierungen gesehen, nicht aber Voraussetzungen 

ökonomischer Art, die Öffnung von Gremien oder ähnlichen Partizipationsformen für 

Menschen, die diese nicht oder nur teilweise kennen oder wahrnehmen. Es sind also 

jeweils die Individuen, die sich an das ‚Gegebene‘ anpassen sollen und nicht umge-

kehrt. Drittens wird Partizipation eigentlich nie mit dem Zugang zu Ressourcen in 

Verbindung gebracht, sondern eher als etwas gekennzeichnet, was sich in die beste-

hende Verteilung von Gütern und Ressourcen einreiht, ohne diese zu hinterfragen 

oder zu verändern. Allerhöchstens wird in der Partizipation eine Chance gesehen, in 

einen Arbeitsmarkt (wieder-)einzusteigen oder zumindest die nötigen Kompetenzen 

für einen solchen Einstieg zu ‚bewahren‘. 

Betrachtet man viertens die (gewährte) Reichweite von Partizipation, so ist auffällig, 

dass Entscheidungsmacht keine große Rolle spielt. Die Engagierten sollen zwar Ver-

antwortung übernehmen und entsprechend eigenverantwortlich für das Gemeinwohl 

tätig werden, allerdings bleibt nicht viel zu entscheiden oder zu beeinflussen. Das 

Konzept des Bürgerschaftlichen Engagements plädiert vor allem für eine nützliche 

und sinnvolle Tätigkeit für die Gemeinschaft, was nicht selten auch die Erbringung 

von ‚Wohlfahrt‘ im Sinne von Tafeln, Kleiderkammern oder ähnlichem ist. 

Zuletzt wird fünftens deutlich, dass durch das Bürgerschaftliche Engagement kaum 

be- und verhindernde Strukturen abgebaut werden, also weiterhin sozialer Aus-

schluss praktiziert und in den verschiedenen Organen reproduziert wird. 

Während der Bearbeitung des Themas sind verschiedene Ambivalenzen aufge-

taucht, die nicht abschließend aufgelöst, aber dennoch an dieser Stelle benannt wer-

den sollen. Die Forderung nach Partizipation selbst ist widersprüchlich, solange dies 

vor allem die Mitbestimmung der Mittel- und Oberschicht bedeutet, solange also De-

mokratisierung nur auf bestimmte Bevölkerungsgruppen beschränkt bleibt. Partizipa-

tion der einen bedeutet heute oft Ausschluss der anderen. Auf der anderen Seite fehlt 

es an Möglichkeiten, aktiv nicht zu partizipieren, also die Freiheit zu haben, aus der 

eigenen Situation heraus das implizit oder explizit geforderte Engagement zu verwei-

gern, wie dies beispielsweise in Bezug auf Arbeitsgelegenheiten vermittelt durch die 

Arbeitsagentur der Fall sein könnte. 

Ein weiterer Widerspruch findet sich in der Auseinandersetzung mit dem Begriff der 

Gemeinschaft, der in dieser Arbeit einmal kritisch beleuchtet wird und einmal in Form 
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des Community Organizing als eine Handlungsmöglichkeit beschrieben wird. Dies 

ergibt sich aus der jeweiligen Deutung der Begriffe. Während im Community Organi-

zing die community eher als eine Gruppe mit gleichen oder ähnlichen Zielen bzw. zu 

bearbeitenden Problemlagen dargestellt und versucht wird, inklusiv zu sein, so ist die 

Gemeinschaft in der eher konservativen Auslegung eine auf Werten und Moral basie-

rende Gruppe, die sich ob ihrer besonderen, exklusiven Normen und Handlungen 

auszeichnet, die sich nicht selten über die Zugehörigkeit zu Nationalstaaten oder 

ähnlichen ausschließenden Kategorien definiert. Aus diesem Grund ist sie zu kritisie-

ren und zu hinterfragen. Sicherlich kann auch Community Organizing, wie oben er-

läutert, in den Dienst einer solchen exklusiven Handlungsweise genommen werden, 

dem gilt es aber mit klarer Positionierung entgegenzuwirken.  

An dieser Stelle soll zudem erwähnt sein, dass die Verfasserin dieser Arbeit freiwillige 

Tätigkeiten und Engagement nicht ablehnt, sondern im Rahmen dieser Thesis die 

vielfach problematischen Bedingungen dessen und die damit zusammenhängenden 

vorherrschenden Deutungen beleuchtet. 

Das Ziel dieser Arbeit war es, einmal grundlegend nach Partizipation und ihren Mög-

lichkeiten zu fragen. Es wäre nun sinnvoll, an verschiedenen Stellen weiter zu arbei-

ten und vertieft einzusteigen. 

Dies sollte vor allem unter dem Aspekt der strukturellen Bedingungen als Gegen-

stand geschehen, um so einer individualisierenden Problemzuschreibung vorzubeu-

gen. Es ist unter anderem interessant, die vielfältigen Programme zu Bürgerschaftli-

chem Engagement unter demokratie- und machttheoretischen Aspekten zu untersu-

chen, um noch detaillierter zu sehen, inwiefern von Demokratisierung zu sprechen 

wäre. Zudem wäre es hilfreich, mit den verschiedenen Akteur_innen ins Gespräch zu 

kommen, um auf diese Weise ein breiteres Wissen über Einstellungen und Haltun-

gen zu erfahren, beispielsweise von Politiker_innen, Tätigen im sogenannten Dritten 

Sektor oder Mitwirkenden in Gremien sowie explizit von Sozialarbeitenden (die all 

dies auch sein können). Auch eine weitere Untersuchung des Zusammenhangs von 

Partizipation und Sozialem Ausschluss wäre sinnvoll. 

Das Thema wurde im Rahmen des Studiums Sozialer Arbeit gewählt, da zum einen 

die Diskurse über Bürgerschaftliches Engagement Auswirkungen auf die Soziale Ar-

beit haben und zum anderen, da Partizipation ein wichtiges Grundprinzip Sozialer 

Arbeit ist bzw. sein sollte. Ersteres ist daran erkennbar, dass gerade im Bereich „So-
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ziales“ viel Bürgerschaftliches Engagement erbracht wird, was durchaus eine Her-

ausforderung bezogen auf Aufgabenverteilung und professionelles Handeln für die 

ausgebildeten Fachkräfte sein kann und zum Teil auch das Ersetzen von Sozialarbei-

ter_innen durch freiwillig Tätige bedeuten kann. Letzteres spielt eine Rolle, da die 

Soziale Arbeit durch ihre genuine Aufgabe, Problemlagen zu bearbeiten, auf Partizi-

pation angewiesen ist und diese unterstützen sollte. Sozialarbeit benötigt deshalb 

Theoretiker_innen und Praktiker_innen, die auch auf politischer Ebene die Rahmen-

bedingungen ihrer Profession mitgestalten und beeinflussen. 

Es bleibt abzuwarten, wie sich Partizipation und die Bemühung um diese in den 

nächsten Jahren entwickeln werden, insbesondere in Hinsicht auf Diskurse wie die 

um Postdemokratie oder ähnliche Szenarien. Dennoch sollten Sozialarbeitende nicht 

davor zurückscheuen, ähnlich wie Lutz es formuliert hat, sich den Partizipationsbe-

griff wieder anzueignen und für sich emanzipatorisch zu deuten und vor allem umzu-

setzen. 
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